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Was damals schon Unrecht 
war, kann auch heute nicht 
Recht sein! 


Proteste gegen 
Filbinger-Empfang 

Stuttgart. In Baden-Württemberg 
dauert die Diskussion um den ge¬ 
planten Empfang des früheren Mi¬ 
nisterpräsidenten Filbinger (CDU) am 
16. September im Landtag an. 
Filbinger, der am 15.9. seinen 90. Ge¬ 
burtstag feiert, war im Januar 1945 als 
Anklagevertreter am Todesurteil gegen 
den Deserteur Walter Gröger beteiligt. 
„Wir sehen Filbinger als Mörder 
unseres Bruders an“, so die in Senften- 
berg lebenden Schwestern des er¬ 
mordeten Walther Grögers. Sie fordern 
die baden-württembergische Landes¬ 
regierung deshalb auf, den Empfang 
Filbingers abzusagen. Auch die VVN- 
BdA kündigte Proteste gegen den 
Empfang Filbingers an, der auch Ini¬ 
tiator des „Studienzentrums Weikers- 
heim“ war. „Wir werden Filbingers 
negative Verdienste auf Flugblättern 
dokumentieren, kündigte der Landes¬ 
geschäftsführer der VVN-BdA, Dieter 
Lachenmayer, an. hma ■ 


Demonstration am 14.9.2002 


Aus dem Inhalt: 

Hartes Urteil gegen 

Antifaschisten.5 

„Unser Hotel ist judenfrei" 

- Untersuchung zum Bäder- 
Antisemitismus in der 
Nazi-Zeit und davor.7 


■ Am 14. September 2002 ver¬ 
hinderte eine breite Aktions¬ 
einheit eine von der Stadt 
Freiburg erlaubte Demonstration der 
NPD. Mitten in die Überlegungen, 
wie denn der Jahrestag begangen 
werden könnte, platzte die Nachricht 
von der Einladung der Stadt Freiburg 
und des CDU-Kreisverbandes zu 
einem Empfang anlässlich des 90. Ge¬ 
burtstags von Prof. Dr. Dres. h.c. 

Hans Karl Filbinger. 

Der regionale DGB-Vorsitzende Jürgen 
Höfflin machte diesen Vorgang publik 
und protestierte dagegen. Er teilte an die 
Presse mit: „Aus Achtung vor den Op¬ 
fern der NS-Justiz und als Vertreter einer 
Organisation, die von den Faschisten 
verfolgt wurde“, sage ich die Teilnahme 
„an der von der 
Stadt Freiburg 
geplanten Ge¬ 
burtstagsfeier“ 
ab. Ebenso 
reagierte die 
Linke Liste. 
Oberbürgermei¬ 
ster Salomon 
musste erst mit 
der Nase darauf 
gestoßen werden, 
wer Filbinger war 
und ist. 

Schon früh 
rannte Filbinger 
mit SA-Uniform 
in der Freiburger 
Universität 
herum. Nach 
abgeschlossener 
Juristen-Ausbildung schaffte er es zum 
Marine-Richter. Im Januar 1945 verant¬ 
wortete er ein Todesurteil gegen den 
Matrosen Gröger wegen versuchter 
Fahnenflucht. Noch nach der Kapitu¬ 
lation der Nazi-Wehrmacht am 8. Mai 
1945 vemrteilte er einen Obergefreiten 
zu 6 Monaten Gefängnis „zur Aufrecht¬ 
erhaltung der Manneszucht“, wie es im 
Nazi-Jargon hieß. 

Als diese Vorgänge publik wurden, 
musste Filbinger als Ministerpräsident 


von Baden-Württemberg zurücktreten. 

Im Zuge dieser Auseinandersetzung 
äußerte er: „Was damals Recht war, 
kann heute kein Unrecht sein.“ Besser 
kann niemand seine Unbelehrbarkeit 
belegen. Deshalb darf man ihn einen 
„furchtbaren Juristen“ nennen. 

Filbinger war auch ein furchtbarer 
Politiker: Als die Bevölkerung der Re¬ 
gion, insbesondere des Kaiserstuhls, 
gegen Atomkraftwerke zunächst in 
Breisach, dann in Wyhl aufbegehrte und 
den Bauplatz besetzte, wurde sie von 
Filbinger beschimpft. Polizei marschierte 
auf und vertrieb die Besetzer - bis sie 
wieder vertrieben wurde. 

Nach seinem Rücktritt bekam 
Filbinger die „Studienstiftung Weikers- 
heim“, in der er sein Buch „Die ge¬ 
schmähte Generation“ schrieb. Fortan 
trafen sich im Weikersheimer Schloss 
Politiker, Autoren, Journalisten und Stra¬ 
ßenkämpfer von CDU über REP, DVU, 
NPD, geistesverwandter Organisationen 
und Kampfgruppen. Aus dem rechten 
Spektrum fehlte anscheinend nur der 
Verfassungsschutz. 

Wenn also der Oberbürgermeister der 
Stadt Freiburg einen Empfang für solch 
einen Mann organisiert, kennt er nicht 
die beschriebenen Hintergründe oder, 
was noch schlimmer ist, er findet die ge¬ 
nannten Tatsachen nicht schlimm. Damit 
sind dann manche Reden Makulatur wie 
auch manche Gemeinderats-Resolution, 
wie die, die sich für die Aufnahme von 
Deserteuren ausspricht. Der serbische 
Deserteur Lari Pantovic z.B. wurde 
abgelehnt. 

Dass der Kreisvorsitzender der Frei¬ 
burger CDU Filbinger für einen ehren¬ 
werten Mann hält, verwundert schon gar 
nicht mehr. 

hufW 

Am 14. September findet um 19 Uhr 
im Historischen Kaufhaus am Müns¬ 
terplatz eine Veranstaltung statt, die 
einen Rückblick auf die Aktionen am 
14. September 2002 verbindet mit 
einer angemessenen „Würdigung" 
Filbingers durch den Historiker Wolf¬ 
ram Wette. 











:meldungen, aktionen 


Feder trifft Gesell 

Stadt Blankenberg/Hennef-Sieg. Im 
„Galerie-Hotel Sonnenschein“ in Stadt 
Blankenberg soll vom 3. bis 5. Oktober 
ein „Symposium zur Wirtschafts¬ 
korrektur“ unter dem Titel „Interdis und 
Europäische Geldreformbewegung“ 
stattfinden. Zu den Referenten der Ver¬ 
anstaltung gehört Albert Lämmel 
(Thema: „Korrektur der Geldverteilung 
ab der Notenpresse - Volksgeld anstatt 
Bankengeld) aus Rastatt. Lämmel vom 
„Arbeitskreis Demokratisches Geld- 
Steuer-Bodenrecht“ war langjähriger 
Redakteur des Heftchens „Der 
Schlüssel“. Seit einigen Jahren greift er 
auch für die NPD-Zeitung „Deutsche 
Stimme“ zur Feder, so u.a. mit einem Ar¬ 
tikel über den Finanztheoretiker der 
NSDAP, Gottfried Feder (1883-1941). 
Feder war Verfasser des „Manifests zur 
Brechung der Zinsknechtschaft“, 
welches auch bei Anhängern der Gesell- 
schen Freiwirtschaftstheorie auf Interes¬ 
se stieß. Ein langjähriger Autor der 
Freiwirte-Zeitschrift „Der Dritte Weg“ 
ist denn auch bei diesem Symposium als 
Referent vertreten: Prof. Johannes 
Heinrichs (Thema: „Kann Geld doch ar¬ 
beiten? Warum verleugnet die Freiwirt¬ 
schaft den Kapitallohn als Zins-Ur¬ 
sache?“). Heinrichs referierte nicht nur 
bei der Friedensbewegung, sondern auch 
beim Hamburger „Aufbruch 99“, der 
auch schon Horst Mahler zu Gast hatte 
und arbeitet im rechtslastigen „Arbeits¬ 
kreis Demokratiereform“ mit. 1999 stell¬ 
te die Wochenzeitung „Junge Freiheit“ 
Heinrichs in ihrem „Fragebogen“ vor. 
Letzter Referent ist Hans Kaegelmann 
(Thema: „Naturgesetzliche Ordnungs¬ 
wirtschaft und ihre Fundamente. Die 
nötige Bildung der Politiker“) aus Win¬ 
deck. 

Kaegelmann, gehörte in den 70er 
Jahren mit seinem Arztkollegen Max 
Otto Bruker der „5 %-Block-Partei“ an, 
die 1975 mit Unterstützung auch aus 
dem neofaschistischen (NPD u.a.) und 
freiwirtschaftlichen Spektrum (FSU) ge¬ 
gründet wurde. hma ■ 

Proteste gegen Hausdurch¬ 
suchungen 

Bad Homburg. Am 20. August statteten 
Antifaschistinnen aus Protest gegen die 
„Kriminalisierung antifaschistischer Ak¬ 
tivitäten“ der Polizei und dem Amts¬ 
gericht Bad Homburg einen über¬ 
raschenden Besuch ab. In weiße Overalls 
gehüllt und mit Konfetti, Sirenen und 
Pfeifen ausgestattet enterten sie den Ein¬ 
gangsbereich der Polizeistation. Die 
Polizei hatte zuvor Wohnungen von 
antifaschistisch engagierten Jugend¬ 


lichen durchsucht und u.a. dabei mehrere 
PCs beschlagnahmt Zur Begründung 
diente der Vorwurf der „üblen Nachrede“ 
- gegen Nazis! 

http://antifa.frankfurt.org ■ 

Diskussion über BFF 

abgeschlossen? 

Frankfurt. Auf dem Frankfurter attac- 
Plenum am 26. August 2003 wurde der 
Beschluss gefasst, dass die Zusammen¬ 
arbeit mit dem „Bürgerbündnis für 
Frankfurt“ innerhalb der Kampagne 
„Rettet die U-Bahn“ für attac nicht trag¬ 
bar ist. „Im Wahlprogramm des BFF - 
Bürgerbündnis für Frankfurt finden sich 
eindeutig ausländerfeindliche, anti- 
emanzipatorische und nationalistische 
Forderungen“, heißt es im Beschluss. 
„Attac wird umgehend im Bündnis 
„Rettet die U-Bahn“ den Ausschluss des 
BFF beantragen.“ Zwischenzeitlich hatte 
das BFF das Bündnis bereits verlassen. 

Quelle: Frankfurter Info 18/03 ■ 

Prozess wegen Brand¬ 
anschlag auf Asylbewerbe¬ 
rinnenheim in Greiz 

Gera. In der Nacht zum Donnerstag, den 
30.1.03, warfen Neonazis zwei 
Molotow-Cocktails auf das Asylbe¬ 
werberinnenheim in Greiz-Irchwitz. Die 
Täter, darunter zwei 18 und 19 Jahre alte 
und laut Polizei „einschlägig bekannte“ 
Neonazis aus Greiz, warfen die 
Brandsätze glücklicherweise so, dass 
Schlimmeres verhindert werden konnte 
und die 69 Menschen im Heim, darunter 
11 Kinder, unversehrt blieben. 

Der erste Brandsatz wurde dem 
Wachmann des Heimes direkt in die 
Arme geworfen. Dieser schaffte es, die 
Todesmischung zurückzuschleudern. 
Der zweite Molotow-Cocktail flog nicht 
weit genug und blieb auf dem Rasen 
liegen. Da das Zimmer des Wachmanns 
direkt im Gebäudekomplex integriert ist 
und die meisten Flüchtlinge bereits 
schliefen, ist von versuchtem Mord aus¬ 
zugehen. Die Täter wurden nur wenige 
Stunden nach der Tat festgenommen, das 
Amtsgericht Gera stellte am 31. Januar 
Haftbefehle aus. 

Zur Aufklärung des Anschlags richtete 
der Staatsschutz eine eigene Soko ein. 
Nach und nach stellte sich heraus, dass 
am Anschlag mehr als nur zwei Nazis 
beteiligt waren. Am 3. September begann 
nun der Prozess gegen insgesamt 9 An¬ 
geklagte, acht haben ihre Schuld einge¬ 
standen. Sie seien angetrunken gewesen, 
sagte einer von ihnen am Mittwoch vor 
dem Landgericht Gera. Den zwei 18 und 
19 Jahre alten Hauptangeklagten wird 


zur Last gelegt, die Molotow-Cocktails 
auf das Heim geworfen zu haben. Sie 
sind wegen versuchten Mordes, ver¬ 
suchter schwerer Brandstiftung, gefähr¬ 
licher Körperverletzung und Sach¬ 
beschädigung angeklagt. Sie haben nach 
Ansicht der Staatsanwaltschaft den Tod 
der 69 Heimbewohner billigend in Kauf 
genommen. Den anderen wird Beihilfe 
und versuchte Beihilfe vorgeworfen. Die 
Prozesstermine sind jeweils Mittwoch: 
10., 17. und 24.9., L, 8., 15., 22., 29.10. 
und 5. und 12. November, Beginn ist 
jeweils 9 Uhr im Schwurgerichtssaal des 
Landgerichtes Gera. 

Am Auftakttag des Prozesses fand 
eine Kundgebung vor dem Landgericht 
statt. 

Antifaschistische Aktion Gera [AAG] 
u. FR 4.9.03 U 
Hintergrundinfos & Aktuelles zum 
Prozess: http://www.aag.antifa.net/htm/ 
brandanschlag.htm 

Naziaufmarsch in Erfurt 
geplant 

Erfurt. „Unter dem Motto „Volk steh 
auf! Gegen Sozialabbau, Massenarbeits¬ 
losigkeit und Kriegsbeteiligung! Für 
soziale Gerechtigkeit und Frieden“ will 
am 18. Oktober in Erfurt die rechts¬ 
extreme Szene aufmarschieren. An¬ 
melder der Demonstration ist Christian 
Bärthel (Ronneburg), stellvertretender 
Landesvorsitzender und Pressesprecher 
der Deutschen Partei (DP) in Thüringen. 
Als Redner sind neben Bärthel, Ex-NPD- 
Kader, die Neonazis Gerd Ittner und 
Christian Worch sowie Ralf Wohlleben, 
NPD-Landesvorstandsmitglied Thürin¬ 
gen, angemeldet. ■ 

Ehemalige Zwangsarbeiter 
bleiben auf Stiftungsgelder 
angewiesen 

Karlsruhe. Der Bundesgerichtshof 
(BGH) in Karlsruhe hat erneut klar¬ 
gestellt, dass frühere Zwangsarbeiter An¬ 
sprüche für ihre geleistete Arbeit nur an 
die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft“ (EVZ) richten können. In 
dem am letzten Mittwoch veröffent¬ 
lichten Beschluss beurteilen die Bundes¬ 
richter es als verfassungsgemäß, dass 
direkte Ansprüche an die IG-Farben aus¬ 
geschlossen sind. 

Mit dem Beschluss wurde eine Ent¬ 
scheidung des Oberlandesgerichts 
(OLG) Frankfurt vom September 2002 
bestätigt. Die Klage führenden 
ehemaligen Zwangsarbeiter hatten als 
Häftlinge des Konzentrationslagers 
Auschwitz zwischen 1942 und 1945 für 
die IG-Farben unentgeltlich Zwangs¬ 
arbeit verrichten müssen. Hierfür wollen 
sie die damals üblichen Löhne und zu¬ 
sätzlichen Schadenersatz erstreiten. Sie 
wurden jedoch vor allen Gerichts- 
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instanzen auf Leistungen aus der EVZ- 
Stiftung verwiesen. Der Versuch von vier 
ehemaligen Zwangsarbeiten^ vor dem 
BGH eine Revision des Urteils zu 
erreichen, scheiterte jetzt. 

Bereits im November 2000 hatte der 
III. Zivilsenat des BGH entschieden, 
dass der Verweis auf Stiftungsgelder ver¬ 
fassungsgemäß sei. Denn an die Stelle 
von Ansprüchen gegen vielerorts nicht 
mehr existierende Arbeitgeber träten nun 
Ansprüche gegen eine angemessen aus¬ 
gestattete Stiftung, die auch denjenigen 
offen stehe, die ihre früheren Arbeitgeber 
nicht mehr haftbar machen könnten. 
Dieser Auffassung schloss sich nun der 
VI. Zivilsenat des BGH an. 

http://www. blindes gerichtshof de 
Aktenzeichen: Bundesgerichtshof VI 
ZR 389/02 [AP vom 6.8.2003, 13:46] ■ 

Antifaschistischer Fahrrad¬ 
korso 

Berlin. Auch in diesem Jahr findet ein 
Fahrradcorso zu Orten der Verfolgung 
und des Widerstandes im Zusammen¬ 
hang mit dem „Tag der Erinnerung, 
Mahnung und Begegnung“ statt, diesmal 
in Köpenick. 

Sonntag, 14.9.2003; 11.00 Uhr 

Auftaktkundgebung: auf dem Platz des 
23. April am Denkmal „Köpenicker 
Blutwoche“ 

Stationen sind u. a.: 

• Gedenkstätte „Köpenicker Blutwoche“ 
mit Kurzbesuch 

• Gedenktafel „Werner Seelenbinder“ 

• Zwischenkundgebung an der NPD- 
Zentrale 

• Standort der ehemaligen Synagoge in 
Köpenick 

• Zwangsarbeiterlager Schöneweide (mit 
Führung) 

• Anschließend gemeinsam mit der S- 
Bahn zum „Tag der Erinnerung, 
Mahnung und Begegnung“ auf dem 
Marx-Engels-Forum am Roten Rat¬ 
haus in Berlin-Mitte. 

Der Tag der Erinnerung, Mahnung und 
Begegnung steht in der 1945 von Über¬ 
lebenden der Zuchthäuser und Konzen¬ 


trationslager begründeten Tradition des 
Gedenkens an die Opfer des Na¬ 
tionalsozialismus unter dem Motto „Nie 
wieder Faschismus, nie wieder Krieg“. 

Die Antifaschistische Initiative Moabit 
veranstaltet seit vielen Jahren zusammen 
mit VVN/BdA an diesem Tag einen 
antifaschistischen Fahrradkorso entlang 
an Orten von Verfolgung und Wider¬ 
stand, hin zum Veranstaltungsort des 
Tages der Erinnerung, Mahnung und Be¬ 
gegnung. 

www. tag-der-malmung. de ■ 

Treffen der rechten Szene 
aufgelöst 

Gotha. Die Polizei hat im Umkreis ein 
Treffen von rund 300 Anhängern der 
rechten Szene aufgelöst. Die 18- bis 25- 
Jährigen kamen nach Angaben eines 
Sprechers der Polizeidirektion Gotha am 
späten Samstagsabend auf einer Wald¬ 
lichtung zwischen Stadtilm und Nah¬ 
winden zusammen. Durch die Polizei¬ 
direktion Gotha wurden Einsatzkräfte 
der Bereitschaftspolizei und benach¬ 
barter Polizeidirektionen zu¬ 
sammengezogen. Auf Grund der Polizei¬ 
präsens vor Ort begann sich die Ver¬ 
anstaltung gegen Mitternacht auf¬ 
zulösen. Alle Teilnehmer wurden einer 
Kontrolle unterzogen. Gegen insgesamt 
drei Teilnehmer wurde Anzeige wegen 
Tragens von Kennzeichen verfassungs¬ 
widriger Organisationen erstattet. Gegen 
den noch unbekannten Veranstalter wird 
nun unter anderem wegen Durchführung 
einer nicht genehmigten Veranstaltung 
ermittelt. Gegenüber der Polizei vor Ort 
gab sich ein Mann aus Arnstadt als An¬ 
sprechpartner aus und teilte den Einsatz¬ 
kräften mit, die Einladungen seien 
„anonym per SMS gekommen“.“ 

Freies Wort vom 1.9.2003 ■ 

Ex-NPD-Mann Frenz verklagt 
NRW auf Schadensersatz 

Düsseldorf. Wegen seiner Enttarnung 
als Verfassungsschutzspitzel hat der 
frühere NPD-Funktionär Wolfgang 
Frenz das Land NRW auf Schadenersatz 
in Höhe von 
rund 40000 
Euro ver¬ 
klagt. Das 
Landgericht 
Düsseldorf 
bestätigte 
einen ent¬ 
sprechenden 
Bericht der 

Berliner 
Zeitung. 
Durch Indis- 
kretionen 
beim Landes¬ 
verfassungs¬ 
schutz sei 


aktionstag 

gegen Rassismus Ö ° 

Neonazismus!. Krieg 
14. September 2003,13 bis 18 Uhr 

ManuEngels-fonam, 200 m neben dem Roten Rathaus 


seine Tätigkeit öffentlich geworden, be¬ 
gründet Frenz die Klage. Dies habe zu 
Umsatzeinbrüchen bei seiner Heil¬ 
praktiker- und Autorentätigkeit geführt. 
Frenz war Mitbegründer der NPD und 
hatte von 1959 bis 1995 als V-Mann für 
die nordrhein-westfälischen Ver¬ 
fassungsschützen seine Partei aus¬ 
spioniert. 

Seine Enttarnung im Januar 2002 war 
der Auftakt zur sog. V-Mann-Affäre, die 
zum Scheitern des NPD-Verbotsantrags 
vor dem Bundesverfassungsgericht im 
März diesen Jahres führte. Frenz er¬ 
klärte, seit seiner Enttarnung seien 
zahlreiche Patienten seiner Heilpraxis in 
Solingen ferngeblieben. Alte Kameraden 
hätten es abgelehnt, seine Bücher weiter 
zu vertreiben. Das Landgericht Düssel¬ 
dorf will die Klage, die am 24. Juni ein¬ 
ging, am 5. November verhandeln. 

nach AP-Meldung vom 13.8.2003 
- u.b. ■ 

Aus Gammanews 14-2003: 
Naziübergriffe 

Halle, 2 . 9 . Um 2.10 Uhr morgens haben 
drei Jugendliche Brandsätze gegen das 
Schaufenster eines türkischen Döner- Im¬ 
biss’ in der Lettiner Einkaufsoase 
geworfen. Die Brandsätze verbrannten 
vor dem Geschäft. An die Fassade wurde 
mit Farbe verfassungsfeindliche Symbole 
gesprüht. Die Täter flüchteten in unbe¬ 
kannte Richtung. 

Wismar, 21.8. Die mecklenburgische 
Polizei hat zwei Nazi-Schläger wegen 
eines schweren Angriffs auf einen 
Armenier in Wismar inhaftiert. Die 
beiden einschlägig vorbestraften Täter im 
Alter von 19 und 23 Jahren hatten ihrem 
23 Jahre alten Opfer zunächst in einem 
Bierzelt aufgelauert. Dort hätten sie dem 
Armenier die Parole „Sieg Heil“ zu¬ 
gerufen. Nach der verbalen Attacke habe 
der jüngere der Täter den Armenier mit 
einer Bierflasche zu Boden geschlagen, 
der andere Täter habe dem Opfer ins 
Gesicht getreten. Der Armenier erlitt bei 
dem bmtalen Angriff am Samstag einen 
Kieferbmch, ein Schädel-Hirn-Trauma 
und mehrere Prellungen. (FR 22.8.) 

Koblenz, 21.8. Zwei Männer aus 
Weißenthurm Rheinland-Pfalz) sollen 
„aus Wut über Müll und laute Musik ihrer 
ausländischen Nachbarn“ ein Wohnhaus 
in Brand gesteckt haben. Die beiden 40 
und 47 Jahre alten deutschen Tatver- 
dächtigen wurden wegen schwerer 
Brandstiftung verhaftet. Ein 45-Jähriger 
soll Beihilfe geleistet haben, der ebenfalls 
Verhaftete ist nach Justizangaben ge¬ 
ständig. Die von dem Brand betroffene 
Familie aus Serbien-Montenegro blieb 
bei dem Feuer unverletzt. (FR 26.8.) 
Gersdorf (Sachsen), 20.8. Bisher 
Unbekannte zündeten nachts das Auto 
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einer Rom an, es brannte aus. Die Frau 
war Mitglied einer Gruppe von Sinti und 
Roma, die kurzzeitig auf dem Festplatz 
Station gemacht hatten. Bereits im Vor¬ 
feld wurden sie von Anwohnern be¬ 
schimpft und bedroht, (garfield) 

ff alle. Eine offensichtlich der linken 
Szene zugeordnete Frau wurde von 
Nazis zusammengeschlagen. Sie befand 
sich auf dem Heimweg von einer Party, 
als ein Auto neben ihr hielt, mehrere 
Neonazis ausstiegen und sie mit einem 
Baseballschläger traktierten. 

Halberstadt, 15 . 8 . Nazis haben ein 
Konzert linker Jugendlicher überfallen 
und einen 21-Jährigen schwer am Kopf 
verletzt. Zehn bis 15 Rechte waren in 
den linken Jugendclub „ZORA“ in der 
Altstadt eingedrungen und hatten mit 
Zaunlatten, Pflastersteinen und 
Dachziegeln auf die Besucher der 
dortigen Musikveranstaltung einge¬ 
schlagen. Die Polizei nahm vier ver¬ 
dächtige Halberstädter im Alter 
zwischen 14 und 27 Jahren vorläufig fest 
und durchsuchte auch deren Wohnungen. 
Dabei stellten die Beamten mehrere CDs 
mit rechtsextremistischer Musik sicher. 
Einer der Hauptverdächtigen spielt in der 
Band „Skinheads Sachsen-Anhalt“. 

Pössneck, 15 . 8 . Anlässlich des 16. 
Todestages von Rudolf Hess haben unbe¬ 
kannte Nazis an mehreren vor allem 
städtischen und kommunalen Gebäuden 
Schmie-rereien hinterlassen. 

Halberstadt, 12.8. Ein Obdachloser ist 
in der Stadt in Sachsen-Anhalt getötet 
worden. Der 46-Jährige wurde von einer 
Polizeistreife aus einem brennenden 
Schuppen auf einem stillgelegten Fa¬ 
brikgelände der Harzvorstadt Qued¬ 
linburg geborgen, wie ein Sprecher mit¬ 
teilte. Der Notarzt habe den Tod sowie 
Gewalteinwirkungen an Kopf und Hals 
festgestellt. Später seien in Tatortnähe 
zwei Männer im Alter von 21 und 39 
Jahren festgenommen worden, einer 
habe Blut an der Kleidung gehabt. Die 
Tatverdächtigen mit festem Wohnsitz in 
Quedlinburg waren wegen Trunkenheit 
zunächst nicht vernehmungsfähig. Die 
Staatsanwaltshaft habe Haftbefehl be¬ 
antragt. (FR 13.8.) 

Rheinsberg, 11 . 8 . „Aus Ausländerhass“ 
haben Nazis aus dem Raum Rheinsberg 
versucht, einen Dönerimbiss an¬ 
zuzünden. Die Jugendlichen im Alter 
von 17 bis 21 Jahren zündeten unter dem 
Imbiss Zeitungspapier an. Doch der 
Brandanschlag wurde verhindert: Die 
Polizei konnte das Feuer löschen, als es 
noch sehr klein war. Am Imbisswagen 
entstand geringer Sachschaden. 

Auf der Suche nach den Tätern erhielt 
die Polizei zwei Tage später einen ent¬ 


scheidenden Tipp. Sie nahm zwei 
dringend Tatverdächtige, 17 und 21 Jahre 
alt, vorläufig fest. In den Vernehmungen 
hätten sie sich „teilweise geständig“ ge¬ 
zeigt, teilte die Polizeisprecherin mit. 
Das Motiv für die Tat sei „erkennbare 
Fremdenfeindlichkeit“ gewesen. 

Während der 21-jährige Beschuldigte 
nach der Vernehmung wieder nach 
Hause konnte, wurde der 17jährige be¬ 
reits am 15.8. dem Amtsrichter in 
Neuruppin vorgeführt. Der Richter folgte 
dem Anwalt der Staatsanwaltschaft und 
verurteilte ihn zu Jugendarrest. 

Nationales Peenemünde 

Peenemünde. Im Rahmenprogramm 
der Wehrmachtsausstellung bei ihrer 
Station in Peenemünde auf der Insel 
Usedom offenbarte sich die deutsche 
Gedenkkultur: Ganz im Sinne der 
Gleichstellung der deutschen Täter mit 
ihren Opfern gab es dort Veranstaltungen 
zu Bombenangriffen und verkauften die 
Veranstalter höhnischer weise verbilligte 
„Kombitickets“, mit denen man sowohl 
die Wehrmachtsausstellung als auch das 
„Historisch-Technische Informations- 
zentrum“ besuchen kann. In dieses 
pilgern jährlich 350.000 Deutsche, um 
sich an der „technischen Meisterleistung 
deutscher Forscher“ (Museumskatalog), 
nämlich der Produktion der „V2“, na¬ 
tional aufzuputschen, jener Rake¬ 
tenwaffe, die gegen die britische, bel¬ 
gische und niederländische Zivilbe¬ 
völkerung eingesetzt wurde. 20.000 
Menschen kamen bei der Zwangsarbeit 
für das V2-Projekt ums Leben. 

Zwei eingeladene Referenten, Natan 
Sznaider und Günther Jacob, sagten 
unter diesen Umständen ihre Teilnahme 
ab: „Vor diesem Hintergrund steht das 
Risiko, während der Anfahrt, der Über¬ 
nachtung oder der Abreise von 
Nazibanden behelligt zu werden, in 
keinem Verhältnis zu einem politischen 
Nutzen“, schreiben sie in einem offene 
Brief. ■ 

Nazikonzert in Grimma 

Am 27. September wollen die eindeutig 
rechtslastigen Bands Kirlian Camera und 
Aurum Nostrum zusammen mit Axon 
Neuron/Vagwa in der Klosterkirche St. 
Augustin in Grimma spielen. 

Alle vorhergehenden Meldungen: 

gammanews 14-2003 
infotelefon leipzig: 0341-3068235 - 
www.free.de/infotelefon ■ 

Antifa-Open Air in Erfurt 

Erfurt. Am 30 . 08 . fand in Erfurt ein 
Antifa-Open-Air unter dem Motto: „dem 
rechten Alltag die Stirn beaten!“ im 
Stadtteil Rieth statt. Nachdem das Wetter 
den ganzen Tag bis zum geplanten Be¬ 
ginn ( 14.00 Uhr) dermaßen schlecht und 


regnerisch aussah, ließ sich für das ge¬ 
plante Konzert und die Bersuche- 
rlnnenzahlen nichts Positives erahnen. 
So waren um 14.00 Uhr auch nur eine 
Handvoll Besucherinnen und doppelt so 
viele Polizisten der Einsatzhundertschaft 
BFE am Veranstaltungsort - und es 
regnete. Doch nach und nach - oh 
Wunder bei der Polizeipräsenz - klarte 
sich der Himmel über dem Park auf und 
die Sonne kam gelegentlich hervor. Nach 
und nach erschienen auch endlich die 
ersten Leute. 

Mit der Wahl des Platzes wurde nicht 
ganz zufällig eine Location im Erfurter 
Stadtteil „Rieth“ ausgewählt. In diesem 
Stadtteil kann rnensch durchaus noch 
immer von einer teilweise rechten 
Jugendkultur sprechen. Diese macht 
auch hin und wieder durch Übergriffe 
auf sich aufmerksam. Stadt und Sozial¬ 
arbeit scheinen sich daran nicht groß zu 
stören und die lokalen Sozialarbeiter 
machten sich auch gleich an die Arbeit 
und wetterten gegen die Veranstaltung 
und das antifaschistische Anliegen. Auch 
ihre Jungs ließen nicht lange auf sich 
warten und klebten am Vorabend im 
Stadtteil noch kleine NPD-Aufkleber. 

Die im Laufe des Tages anwesenden 
200 Konzertbesucher ließen sich auch 
durch die schikanösen Vorkontrollen der 
BFE Ter nicht die gute Stimmung ver¬ 
miesen und lauschten den Bands oder 
verbrachten die Zeit an Info- und Essens¬ 
ständen oder schaukelten auf dem 
Kinderspielplatz. Neben vielen anderen 
Bands spielte auch die Berliner (elektro- 
punk, sonnenbankmetal, ...) Band 
„minipli“ welche für Begeisterung unter 
den Anwesenden sorgte. (Ihre hervor¬ 
ragende Show gaben sie am Abend auf 
einer spontanen Party im besetzten Haus 
- http:// www.topf.squat.net - noch mal 
zum Besten). 

ImAuflagenbescheid wurde für das 
Openair der Konsum von Alkohol 
untersagt. Obwohl die Polizei bei den 
Vorkontrollen Bierflaschen in den Ruck¬ 
säcken einiger Leute fanden und ihnen 
„Prost“ wünschten, wurden Alkohol¬ 
flaschen nicht beschlagnahmt. Später 
sollte sich heraussteilen warum. Gegen 
18.15 Uhr wurden die Polizeikräfte in 
der Nähe zusammengezogen und die 
Einsatzleitung und die Zuständige des 
Ordnungsamtes Frau Saalfeld be¬ 
anstandeten den „Alkoholkonsum“ und 
den „Verstoß gegen die Auflagen“ und 
verlangten das Ende der Veranstaltung 
um 19.00 Uhr. Ansonsten würde die Ver¬ 
anstaltung aufgelöst werden. Nach ei¬ 
niger Beratung entschied sich die Ver¬ 
anstaltungsleitung in dieser Situation 
nachzugeben und damit die Kon¬ 
frontation an diesem Tage (nach einer 
gelungenen Veranstaltung) zu ver¬ 
meiden. 

Alles in allem (trotz Schikanen) eine 
tolle, gelungene Veranstaltung!! Erfurt 
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rockt links!! More Infos: 

www. antifa-openair. tk 
www.puk. de/ata g 
www.topf.squat.net ■ 

Nur wenige Neonazis 
marschierten in Marburg 

Marburg. Für den 30. August hatten 
Neonazis aus dem Spektrum der „freien 
Kameradschaften“ gleich zehn Demons¬ 
trationen in Städten und Gemeinden 
Mittel- und Osthessens angemeldet. 
Unter dem Motto „Gegen Gewalt und 
linke Freiräume! Stoppt die Gewalt 
gegen Nationalisten!“ kündigten sie 
großspurig rund 100-120 Teilnehmer pro 
Veranstaltung an. Nach dem Verbot aller 
Aufmärsche legte der 24jährige An¬ 
melder Manuel Mann (NPD) aus Ross¬ 
dorf jedoch Widerspruch gegen das De¬ 
monstrationsverbot in Marburg ein und 
bekam unter Auflagen Recht. 

Mobilisiert wurde zu der Demons¬ 
tration u.a. über die Internetseiten des 
„hatecore-forum“ und des „Freien 
Infotelefon Nordeutschlands“ (FIT). 
Jedoch blieben diese Bemühungen of¬ 
fenbar erfolglos. Denn lediglich 11 
„Kameraden“ aus Marburg und dem an¬ 
grenzenden Lahn-Dill-Kreis sowie dem 
benachbarten Vogelsberg marschierten 
schließlich durch ein unbelebtes Wohn¬ 
viertel der Stadt. Bereits nach etwa 500 
Metern wurden die ausnahmslos männ¬ 
lichen Teilnehmer von der Polizei früh¬ 
zeitig nach Hause geschickt. Auf eine 
Kundgebung verzichteten die Neonazis 
gleich freiwillig. 

Hinter dem Anmelder steht das 
„Volkstreue Komitee für gute Rat¬ 
schläge“, ein „Zusammenschluss von 
freien Einzelpersonen“, wie es in einer 
aktuellen Pressemitteilung der Gruppe 
heißt. Auch ein „Mittelhessisches Ak¬ 
tionsbündnis“ sowie „viele freie Na¬ 
tionalisten und viele freie Aktions¬ 
gruppen“ sollen angeblich im „Volks¬ 
treuen Komitee“ zusammengeschlossen 
sein. 

In Marburg trat das Komitee bereits 
mehrfach auf. So 1999 und im Jahr 2000, 
als es mit Flugblättern und einer Presse¬ 
mitteilung den jährlich stattfindenden 
Marktfrühschoppen der Marburger 
Studentenverbindungen unterstützte und 
gegen linke Politik hetzte. Darüber 
hinaus war Manuel Mann 1999 auch An¬ 
melder einer Demonstration in Marburg, 
die im Namen des „Nationalen Wider¬ 
standes Hessen - Bündnis freier Na¬ 
tionalisten“ durchgeführt wurde. 

Etwa 120 Antifaschistinnen demons¬ 
trierten am 30. August diesen Jahres 
gegen den rechten Aufmarsch und 
konnten die Demoroute erfolgreich 
blockieren. 

Ernst Kovahl ■ 


Hartes Urteil gegen Münchner Antifaschisten: 

Nazis eingewickelt 


Der Polizist vor dem Münchner 
Justizzentrum ist ratlos: „Da 
können wir nichts machen. 
Schließlich ist das Transparent nicht be¬ 
schriftet.“ Rund 20 Antifaschisten hatten 
sich am Dienstag Nachmittag hinter 
einem unbeschrifteten weißen Stoffband 
versammelt, um ihre Solidarität mit 
Günter Wimmer zu zeigen. 

Der 60-jährige Sozialarbeiter und 
langjährige Aktivist des Münchner 
Friedensbündnisses war wegen eines 
solchen weißen Stoffbandes der „groben 
Versammlungsstörung“ angeklagt 

worden. Mit einem ein Meter breiten und 
gut 50 Meter langen Stoff hatte Wimmer 
zusammen mit anderen Antifaschisten 
am 16. November letzten Jahres ver¬ 
sucht, eine rechtsextreme Mahnwache 
auf dem Münchner Stachus vor der 
Öffentlichkeit abzuschirmen, bevor die 
Polizei eingriff und mehrere Demons¬ 
tranten festnahm. 

Neonazis der so genannten „Freien 
Kameradschaften“ um den Münchner 
Naziführer Martin Wiese hatten damals 
zum wiederholten Mal gegen die Aus¬ 
stellung „Vernichtungskrieg der Wehr¬ 
macht“ protestiert. Diese Gruppe, die 
unter anderem für einen lebensgefähr¬ 
lichen Überfall auf einen Griechen vor 2 
1/2 Jahren verantwortlich ist, war wenige 
Wochen zuvor auf einer Demonstration 
mit dem Fronttransparent „Na¬ 
tionalsozialismus“ durch München mar¬ 
schiert, ohne dass die Polizei Grund zum 
Eingreifen sah. 

„Ich wollte nicht, dass diese Rechts¬ 
extremen im Mittelpunkt stehen, Auf¬ 
merksamkeit bekommen und dadurch 
Stärkung erfahren“, begründete Wim¬ 
mer seine Aktion. 

Ohne die Anwesenheit der Anti¬ 
faschisten bestände die Gefahr, dass sich 
etliche Sympathisanten aus der 
Bevölkerung zu den Rechtsextremen 
gesellten. Auch sollte so verhindert 
werden, dass die Rechtsextremen 
gezielte Fotoaufnahmen der mehreren 
Hundert vor den Polizeisperren ver¬ 
sammelten Antifaschisten machen 
konnten, die dann für gezielte Überfälle 
genutzt werden könnten. 

Mit der Wahl des unbeschrifteten 
weißen Stoffs wollte er auch an den 
Widerstand der Weißen Rose erinnern, 
erklärte Wimmer, der am 22. Februar 
1943, dem Tag der Hinrichtung der Ge¬ 
schwister Scholl geboren wurde. „Für 
meine Verhüllungsaktion kann ich 
sicherlich mehr gute Gründe anführen, 
als Christo für seine Verpackung des 
Reichstages“, so Wimmer, der seine Ak¬ 
tion sowohl als Kunst als auch als Politik 
versteht. 



Den Vorwurf der „groben“ Versamm¬ 
lungsstörung wies Wimmer strickt zu¬ 
rück. Da zwei Reihen von Polizeisperren 
und mehrere Ketten von Polizeibeamten 
um die Mahnwache gezogen wurden, 
seien die Plakate der Rechtsextremen 
auch ohne das symbolische Stoffband, 
das gerade einmal die Hälfte der Nazi¬ 
versammlung umfasste, nicht lesbar 
gewesen. Ziviler Ungehorsam hieße 
auch, notfalls ein Gesetz zu übertreten, 
um Schlimmeres zu verhindern. 

„Sie können gegen Rechtsextreme nur 
in dem Rahmen vorgehen, der ihnen von 



der Demokratie zugestanden wird“, 
meinte dagegen die Vorsitzende 
Richterin. 

Und in einer Demokratie hätten auch 
Andersdenkende ein Demonstrations¬ 
recht. 

Da Günter Wimmer zwar die „Tat“ als 
solches gestand, sich in der Frage der 
Strafwürdigkeit seines Handelns da¬ 
gegen uneinsichtig zeigte, forderte der 
Staatsanwalt eine Verschärfung der im 
ursprünglichen Strafbefehl geforderten 
40 Tagessätze auf 50. Aufgrund von 
Wimmers idealistischer Motivation blieb 
die Richterin bei 40 Tagessätzen zu 50 
Euro. Das weiße Stoffband als Tatwerk¬ 
zeug wurde zu Gunsten des Staates 
eingezogen. 

„Dieses Urteil bedeutet Rückenwind 
für die Rechtsextremen. Die glimmenden 
Feuer werden so weiter angefacht“, kom¬ 
mentierte Wimmer das harte Urteil. 

Weitere Prozesse gegen Münchner 
Antifaschisten werden im nächsten 
Monat folgen. Dem Fraktionschef der 
Grünen im Rathaus, Siegfried Benker 
sowie dem VVN-Landesvorstandsmit- 
glied, Martin Löwenberg wird vor¬ 
geworfen, auf einer Kundgebung dazu 
aufgerufen zu haben, sich einem Nazi¬ 
aufmarsch entgegenzustellen. 

Nikolaus Brauns , München ■ 
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■ Am 16.8.03 wurde nach ei¬ 
genen Angaben das „Aktions¬ 
büro Rhein-Neckar" gegründet. An¬ 
geschlossen an dieses „Büro" sind 
außer der NPD/JN alle bekannteren 
Nazi Gruppen in der Rhein - Neckar - 
Region. Mit der Wahl dieses Namens 
stellen sich die Mitgliedsgruppen in 
die Tradition bekannterer „Aktions¬ 
büros", wie etwa das Aktionsbüro 
Norddeutschland, das von den Nazis 
Steffen Hupka und Thomas „Steiner" 
Wulf betrieben wird. 

Schon einmal gab es den Versuch die 
lokalen Nazigruppierungen zu vernetzen. 
Im Winter 2001 gründete sich das „Ak¬ 
tionsbüro Südwest“, bei dem bereits ei¬ 
nige der aktuellen Gruppen des „Aktions¬ 
büros Rhein Neckar“ Mitglied waren. 
Diesem Vemetzungsversuch war jedoch 
kein Erfolg beschienen. Das Aktionsbüro 
entfaltete keinerlei Tätigkeit und die 
Homepage verschwand nach kurzer Zeit 
ins ,Nazi-Weltnetz-Walhalla‘. 

Mitglied des neuen „Büros“ sind zur 
Zeit folgende sechs Gruppierungen: 
Kameradschaft Bergstraße, Deutsche 
Sozialisten/AO, Kameradschaft Vorder¬ 
pfalz, BDVG / Junge Deutsche Rhein- 
Neckar Kameradschaft Hockenheim 
(Hate Crew Germany) und die Gruppe 
„Neues Mannheim“. 

Die „Kameradschaft Bergstraße“ 
gruppiert sich um den Naziskinhead Rene 
Rodriguez Teufer, welcher seit Jahren in 
der Naziszene der Region aktiv ist. Unter 
anderem war er zusammen mit Christian 
Hehl und Manfred Huck Mitglied bei der 
Aktionsgemeinschaft Nationalrevolutio¬ 
närer Kameraden (ANK). Die KS - Berg¬ 
straße ist zur Zeit eine der aktivsten 
Nazigruppierungen in der Region. Sie 
organisierte unter anderem die versuchte 
Teilnahme an der Mannheimer Friedens¬ 
demonstration am Tag X zum Beginn des 
Irak Krieges. 

Die „BDVG Rhein-Neckar“ machte 
vor allem im Frühjahr diesen Jahres mit 
der Verschickung von Nazi Propaganda 
an Schulen in der Region von sich reden. 
Ihre lokale Residenz hat die „Bewegung“, 
die in der Region vor allem unter dem 
Label „Junge Deutsche“ agiert, im pfäl¬ 
zischen Otterstadt. Einer der zentralen 
Protagonisten ist der dort wohnhafte Nazi 
Mario M. Zuletzt organisierte die BDVG 
eine Demonstration gegen die Wehr¬ 
machtsaus Stellung in Schwäbisch Hall am 
14.6.03. Dort kam es zu gewalttätigen 
Übergriffen von Nazis auf Gegendemons- 
trantlnnen. Bei den deutschen 
Sozialisten/AO handelt es sich um die 
ehemalige Nationale Außerpar¬ 
lamentarische Opposition Hessen (NAPO 
Hessen), welche vor allem in 
Heppenheim aktiv ist und über enge Kon¬ 
takte zur KS Bergstraße verfügt. 

„Kameradschaft Vorderpfalz“ ist der 
neue Name der ehemaligen „Kamerad- 


Erneuter Versuch rechtsextremer Vernetzung in der Rhein 
Neckar Region: 

„Aktions-büro Rhein- 
Neckar" gegründet 

schaft VG Hessheim“. In selbiger Ort- Homepage des „Aktionsbündnis“ strotzt 
schaft entfaltete die Kameradschaft 2002 vor positiver Bezugnahme auf das NS 
rege Tätigkeit. Nach einigen nazistischen System (Stichwort: der angebliche Mord 
Propagandaaktionen wurde es der Ge- an Rudolf Hess), Rassismus („Volks- 
meinde Hessheim in der Nähe Frank- gemeinschaft“ / „Überfrem-dung“), Anti- 
enthals zu bunt. Der Kameradschaft amerikanismus („US - Vasallenstaat“) 
wurde die Nutzung der Intemetseite „KS- und Antisemitismus („Brechung der Zins- 
vgHessheim“ offiziell untersagt. Seitdem knechtschaft“). 

agiert die Gruppe unter dem Namen KS Es bleibt abzuwarten, ob dieser erneute 
Vorderpfalz. Sie rief unter anderem zu den Versuch nazistischer Vernetzung in der 
Demonstrationen gegen die Wehrmachts- Region erfolgreicher ist als der letzte, 
ausstellung in Schwäbisch Hall auf. oder ob er letztendlich eine weitere elek- 

Was uns die Gruppe „Neues Mann- tronische Nazi-Fantasie bleibt, 
heim“ mit Viemheimer Postfach „Neues“ www.juz-mannheim.de, 26-08-03 ■ 

zu bieten hat, ist noch unbekannt. Die 
Homepage der Gruppe glänzt zur Zeit 
noch durch dankbare Leere. Ähnlich 
wenig gibt es auch über die „Hate Crew 
Germany“ aus Hockenheim zu sagen. 

Bemerkenswert ist vor allem die eindeutig 
nationalsozialistisch ausgerichtete Ideo¬ 
logie, die den Gruppen gemein ist. Die 

Gott ist tot! Leider kein 
Nekrolog auf die Schill-Partei 

So schön es ist, dass er weg ist, so sehr und Einmütigkeit, ja beinahe Sou-ver- 
die Häme über seinen unrühmlichen änität, mit der die Schill-Partei ihre Ent- 
Abgang ausgekostet werden darf (denn Scheidungen traf, nicht zu rechnen, 
so oft beschert uns die Politik solch ein Die neue Parteiführung um Mettbach, 
Vergnügen nicht) - muss doch daran er- Frühauf und Nockemann (übrigens alle 
innert werden, dass der Spuk mit Schills mit Erfahrung aus anderen Parteien) hat 
Rausschmiss nicht vorüber ist. (Die sich an die Spielregeln der par- 

sozialreaktionäre Politik des Senats lamentarischen Demokratie Anno 2003 

sowieso nicht.) gehalten. Denken wir an ihre ver- 

Im Gegenteil! Vor Schills Sturz konn- schiedenartigsten Vorgänger aus REP, 
te darauf gesetzt werden, dass die DVU oder Stattpartei: Die waren dazu 

Schill-Partei mit ihrem spiritus rector nie in der Lage! 
untergehen werde. Eine politische Ein- Insofern stellt die Schill-Partei (oder 
tagsfliege, die am Ende wäre, sobald ihr wie immer sie demnächst heißen wird) 
Namensgeber über seine eigene Eitel- eine neue Qualität der rechten Partei- 
keit stolperte, wenn sie sich nicht schon bildungsversuche dar, wenn auch alles 
vorher über irgendetwas heillos zer- danach aussieht, als bliebe sie auf 

stritte. Hamburg beschränkt. 

Nun ist Schill weg und die Schill- Sicherlich gibt es noch zahlreiche 

Partei steht noch immer - und, so mein Unwägbarkeiten zu überstehen - die 
Eindruck, gefestigter als zuvor. Man Mitgliedschaft mit ihrem hohen Anteil 
versuchte nicht, seine Galionsfigur auf politischer Hasardeure und Querulan- 
Biegen und Brechen im Senat zu halten; ten, geringerer Zuspruch ohne ihr Zug- 
man zerstritt sich nicht in den (speziell pferd und v.a. das unkalkulierbare Ver- 
in solchen Parteien) üblichen Nach- halten von Ronald Schill. Aber die 

folgekämpfen. Wahlumfragen zeigen mit immer noch 6 

Der Beweggrund dieses polit-taktisch % (bei verschuldeter Regierungskrise) 
überraschend professionellen Verhaltens ein ausreichendes Potential, so dass die 
ist schnell ausgemacht: Es war die ein- Etablierung einer Partei rechts der 
zige Chance, an der Macht und den da- Union wahrscheinlicher geworden ist. 
mit verbundenen Einkünften weiterhin Das ist das eigentliche Problem am 
teilzuhaben. Trotzdem war mit der Ruhe Abgang Schills! F ■ 
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Touristische Zonen des 

Judenhasses 

Frank Bajohr untersuchte den Bäder-Antisemitismus in 


■ Die tödliche Ausgrenzung 

der Juden unter dem Haken¬ 
kreuz - sie fiel nicht vom 
Himmel. Lange Jahre vorher wurden 
in Deutschland viele Zonen der Dis¬ 
kriminierung geschaffen. Sie be¬ 
reiteten den Boden für das, was unter 
der Führung der Nazis in Auschwitz 
und im millionenfachen Mord endete. 
Und zu solchen Apartheid-Gebieten 
entwickelten sich auch zahlreiche 
Seebäder und Kurorte. 

Mit dem dortigen Judenhass, dem Bäder- 
Antisemitismus im 19. und 20. Jahr¬ 
hundert hat sich der Historiker Dr. Frank 
Bajohr intensiv befasst. Das Ergebnis 
seiner Untersuchungen mündete jetzt in 
dem 233-seitigen Buch „Unser Hotel ist 
judenfrei“, erschienen im Fischer- 
Taschenbuch-Verlag. Bajohr ist seit 1989 
als Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der 
Forschungsstelle für Zeitgeschichte in 
Hamburg tätig. 

Bei seinen Recherchen stach dem 
Forscher die ostfriesische Insel Borkum 
besonders unangenehm ins Auge. Hier 
herrschte ihm zufolge bereits während 
der Kaiserzeit eine starke antisemitische 
Stimmung, die mit verschiedenen 
Mitteln geschürt wurde. Schilder und 
Schmähplakate mit Parolen wie „Dieses 
Haus ist judenrein, verdammt soll jeder 
Jude sein!“ wurden an vielen Gebäuden 
angebracht. In sämtlichen Hotels der 
Insel hing ein Jahrplan zwischen 
Borkum und Jerusalem“ mit dem iro¬ 
nischen Zusatz, dass Rückfahrkarten 
nicht ausgegeben würden. Und eine 
judenfeindliche Inselhymne wurde täg¬ 
lich von der Kurkapelle intoniert und von 
Kurgästen gesungen. 

Aufgrund von Wahlergebnissen, bei 
denen Rechtsparteien schlecht ab- 
schnitten und liberale Kräfte Oberwasser 
hatten, geht Frank Bajohr jedoch davon 
aus, dass der Antisemitismus auf 
Borkum von Gästen importiert wurde. 
Die üble Folge: „Jeder Antisemit zog 
weitere Gesinnungsgenossen auf die 
Insel, und die Borkumer begannen mehr 
und mehr, sich mit der Majorität der 
Gäste zu arrangieren, unter deren An¬ 
sturm die Insel wirtschaftlich florierte.“ 

„Stille Koalition des Neides" 

Allerdings: Mit seiner antisemitischen 
Orientierung bildete Borkum in der 
Kaiserzeit keine Ausnahme unter den 
Seebädern an der Nord- und Ostsee. 
Vielerorts betonten Hotel- und Pensions¬ 
inhaber in Zeitungsanzeigen die „Juden¬ 
reinheit“ ihrer Häuser. „Dezenter“ ging 
es dagegen in den klassischen Kurbädem 
des Deutschen Reiches wie Baden- 
Baden, Bad Kissingen, Bad Harzburg 
und Wiesbaden zu. Dort überwogen in 
Inseraten und anderen Veröffent¬ 
lichungen indirekte Hinweise auf den 
„christlichen Charakter“ der Erholungs- 


der Nazi-Zeit und davor 

orte, während rabiate Äußerungen und 
Handlungen weitgehend unterblieben. 

Bajohr vertritt die These, dass manche 
Bade- und Kurverwaltungen den Antise¬ 
mitismus für ihre eigenen Werbestrate¬ 
gien instrumentalisierten, um sich von 
traditionsreichen und besser ausgestat¬ 
teten Erholungsorten wie zum Beispiel 
Baden-Baden oder Wiesbaden ab¬ 
zuheben. Der Historiker nennt das eine 
„stille Koalition des Neides“, bei der der 
Neid auf das etablierte Bad und der Neid 
auf jüdische Gäste eine enge Verbindung 
eingegangen seien. Frank Bajohr be¬ 
hauptet: „Wenn sich der Bäder-Antise¬ 
mitismus mit dem ökonomischen Kalkül 
mancher Bäder nicht vertragen hätte, so 
wäre er ein Randphänomen geblieben.“ 

In den zwanziger Jahren und während 
der Weimarer Republik gewann der 
Bäder-Antisemitismus an Schärfe. Vor 
allem wurde er politischer. Das lag nicht 
zuletzt an den Aktivitäten des „Deutsch- 
Völkischen Schutz- und Trutzbundes“. 
Dessen Mitglieder schreckten auch vor 
Gewalt nicht zurück. Als Schrittmacher 
dieser Bewegung betätigte sich unter 
anderem der bekannte Schriftsteller 
Ludwig Thoma („Jozef Filsers 
Briefwexel“, „Lausbubengeschichten“). 
In seiner Funktion als Kolumnist des 
„Miesbacher Anzeigers“ hetzte er etwa 
über „die vielen Juden“, die „unsere 
bayerischen Sommerfrischen ver¬ 
schandeln, die dort herumwatscheln, und 
die unsere bayerischen Seen zu stinkigen 
Judenaquarien machen, statt sich in 
Palästina zu erholen und gleich dort zu 
bleiben.“ 
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Von Thomas Klaus 

Die Propaganda im „Miesbacher An¬ 
zeiger“ und anderen Blättern nahm 
solche Ausmaße an, dass selbst Funk¬ 
tionäre jüdischer Verbände aus Bayern 
ihre Glaubensbrüder vor einem Besuch 
des Freistaates warnen mussten. 

Kein ausschließlich deutsches 
Phänomen 

Auch in der Weimarer Republik nahm 
die Insel Borkum eine Vörreiterrolle in 
punkto Antisemitismus ein. Dabei er¬ 
regte das Treiben des evangelischen 
Pastors Ludwig Münchmeyer reichs¬ 
weites Aufsehen. Er wachte Schulter an 
Schulter mit dem Kurgäste-Zusammen- 
schluss „Bund zur Wahrung deutscher 
Interessen auf Borkum“ über die „Juden¬ 
freiheit“ des Eilandes, die größte der ost¬ 
friesischen Inseln. Münchmeyer 
avancierte später zum „Reichsredner“ 
der NSDAP und zum Reichstagsabge¬ 
ordneten. Und er tat sich mit Büchern 
hervor wie „Borkum, die deutsche Insel“ 
oder „Marxisten als Mörder des 
deutschen Volkes im Solde des Feindes“. 

Energisch setzte sich Pastor 
Münchmeyer unter anderem für das 
Spielen des judenfeindlichen „Borkum- 
Liedes“ ein. Die Begeisterung, mit der 
dieses Lied mit ausdrücklicher Zu¬ 
stimmung der Kurverwaltung und des 
Gemeinderates auf der Insel zelebriert 
wurde, blieb immerhin nicht ohne 
Gegenwehr. Emdens Landrat und der 
Auricher Regierungspräsident setzten 
1924 gegen das Intonieren durch die 
Kurkapelle sogar Polizisten ein, wurden 
jedoch später durch einen Gerichts 
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Frank Bajohr: 

„Unser Hotel ist judenfrei." 
Bäder-Antisemitismus im 19. und 
20. Jahrhundert 
Fischer Verlag Frankfurt/M. 

232 Seiten, broschiert 
ISBN 3-59615-796-X 
12,90 Euro 
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Friedensbewegung gegen Bundeswehreinsatz 

Friedensbewegung lehnt 
Bundeswehreinsatz in Kundus ab 


Am 27. August 2003 sprach 
sich in Berlin das „Sicherheits¬ 
kabinett" der Bundes¬ 
regierung für die Ausweitung des Af¬ 
ghanistan-Einsatzes der Bundeswehr 
aus. Für den Bundesausschuss 
Friedensratschlag gab dessen 
Sprecher Peter Strutynski hierzu 
folgende Erklärung ab: 

Die Absicht der Bundesregierung, den 
Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan 
auf Kundus zu erweitern, wird von 
bedeutenden Teilen der Friedens¬ 
bewegung abgelehnt. Wenn es wirklich 
darum ginge, Land und Leuten in Afgha¬ 
nistan beim Aufbau ziviler Strukturen zu 
helfen, dann gibt es andere Möglich¬ 
keiten, als einen weiteren teuren Bundes¬ 


wehreinsatz zu finanzieren. Es gibt in Af¬ 
ghanistan Regionen, in denen Hilfs¬ 
organisationen in einem sicheren Umfeld 
arbeiten können. Dazu gehört z.B. 
Charikar, eine Stadt in der Provinz 
Parwan. Deren örtliche Behörden sind 
ausschließlich an Wiederaufbauarbeit 
und weniger an Militär interessiert. „Für 
die Sicherheit können wir selbst sorgen“, 
wurde der Vizegouvemeur Khawja Atta 
Mohammad Anfang August in der Presse 
zitiert (FR, 6.8.2003). Eine Entwick¬ 
lungshelferin von der französischen 
Organisation Acted, Rebecca Heuberger, 
sagte: „Wir brauchen hier keine 
deutschen Soldaten“, dies sei die „falsche 
Botschaft“. Gerade gestern wurde 
bekannt, wie viele Hundert Millionen 
Euro allein die Bundeswehrpräsenz in 
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6. IMI-Kongress zum Thema „Globalisierung und 
Krieg" 

Am 22./23.11.2003 findet der 6. Kongress der Informationsstelle 
Militarisierung in der Begegnungsstätte Hirsch in Tübingen statt. 

Samstag 22. November: 

12.00- 13.30: Referent: Dr. Ulrich Brand (BUKO) „Globalisierung, 
Gewinner und Verlierer" 

14.00 - 15.30: Referent: Dr. Winfried Wolf „Die militärische Ab¬ 
sicherung der Globalisierung - Westliche Ökonomische Interessen und 
Krieg" 

16.00 - 17.30: Referent: Tobias Pflüger (IMI) „Ein Platz an der Sonne - 
Deutsche und europäische Interessen im Kontext der Globalisierung" 
Am Abend Vortrag zum Thema „Der „Krieg gegen den Terror": Neuer 
Kolonialismus?" Näheres (Referent/in und Uhrzeit) folgen... 

Sonntag 23.11.2003: 9.30- 11.00: Referentin: Claudia Haydt(IMI) 
„Die wirtschaftliche „Logik" von Globalisierung - Armut - Krieg" 

11.15 - 12.30: Referent: Christoph Marischka (IMI) „Kongo - Prototyp 
eines Globalisierungskonfliktes" 

13.00-14.45: Podium: Dr. Ulrich Brand / Tobias Pflüger / weitere Teil¬ 
nehmer/innen folgen, Moderation: Claudia Haydt: „Internationalismus 
der Menschen gegen die Globalisierung der Konzerne und Staaten" 
Ort des IMI-Kongresses: Tübingen, Alten- und Begegnungsstätte 
Hirsch, Hirschgasse 9 


Kabul kostet. Eine ähn¬ 
liche Summe für eine 
fragliche Präsenz in 
Kundus könnte einge¬ 
spart und bereits an¬ 
gelaufenen Infrastruktur¬ 
projekten in sicheren 
Gegenden Afghanistans 
zur Verfügung gestellt 
werden. 

Kundus gilt als 
„relativ“ sicher. Die Re¬ 
gion steht unter dem 
Einfluss des amtierenden 
afghanischen Ver¬ 
teidigungsministers 
Fahim. Dennoch: Als 
paschtunische Enklave 
ist Kundus umgeben von 
tadschikischen und us¬ 
bekischen Milizen. Dort 


wurde eine der letzten großen Schlachten 
des Afghanistan-Krieges 2001 ge¬ 
schlagen. Kundus war Ende November 
2001 auch Schauplatz eines Massakers 
an gefangenen Taliban-Kämpfem. Es ist 
also nicht ganz auszuschließen, dass das 
Engagement der Bundeswehr in Kundus 
nur von begrenzter Dauer sein wird - 
herausgeschmissenes Geld! 

Dass Bundeskanzler Schröder nicht bis 
zur Entscheidung des Bundeskabinetts in 
der nächsten Woche warten wollte, um 
seinen Beschluss über die Ausweitung 
des Einsatzes bekanntzugeben, ist un¬ 
gewöhnlich. Ebenso ungewöhnlich ist die 
Einberufung des „Sicherheitskabinetts“ 
von heute: ein informelles Gremium, das 
vom Kanzler zusammengerufen wird, 
„wenn die Sicherheitslage oder die 
politische Situation es erforderlich 
macht“ (vgl. Homepage der Bundes¬ 
regierung). Für diese Eile bestand über¬ 
haupt keine Notwendigkeit. Zu vermuten 
ist daher, dass es dem Kanzler 
um eine politische Geste gegenüber 
Washington geht: Einerseits sollen die 
US-Truppen in Afghanistan entlastet 
werden - sie werden verstärkt im Irak ge¬ 
braucht!-; andererseits bekundet 
Deutschland seine militärische Solidarität 
mit den USA, auch wenn es sich zu 
Recht weiterhin weigert, Truppen in den 
Irak zu entsenden. 

Bundeskanzler Schröder hat mit der 
Entscheidung des „Sicherheitskabinetts“ 
auch deutlich gemacht, dass die Bundes¬ 
wehr in jedem Fall nach Kundus gehen 
wird, also auch wenn es kein erweitertes 
UN-Mandat für ISAF geben sollte. Er 
sprach zwar davon, dass er sich eine Teil¬ 
nahme der Bundeswehr im Rahmen von 
ISAF „wünsche“, er hat dieses Mandat 
aber nicht zur Bedingung für den 
Bundeswehreinsatz gemacht. Mit 
anderen Worten: Wichtig für die Bundes¬ 
regierung ist allein das Prinzip Bundes¬ 
wehreinsatz, nicht der konkrete politische 
und militärische Auftrag. 

Die Entscheidung des „Sicherheits¬ 
kabinetts“ ist ein weiterer Schritt zur 
Gewöhnung der Öffentlichkeit an 
Bundeswehrauslandseinsätze, ganz im 
Sinne der im Mai von Verteidigungs¬ 
minister Struck erlassenen „Ver¬ 
teidigungspolitischen Richtlinien“. Der 
Bundesausschuss Friedensratschlag 
appelliert an Regierung und Bundestag, 
diesen gefährlichen und kostspieligen 
Weg deutscher Soldaten in alle Welt nicht 
weiter zu unterstützen, sondern um¬ 
zukehren. 

Bundesausschuss Friedensratschlag 
Kassel, den 27. August 2003 ■ 
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„Der Antikriegstag ist ein guter Tag, um sich die 
Vergangenheit und die Gegenwart bewusst zu 
machen" 


ln vielen Städten fanden am Anti¬ 
kriegstag Kundgebungen und De¬ 
monstrationen oder Veranstaltun¬ 
gen statt. Wir dokumentieren Aus¬ 
züge aus Reden, die bei der Kund¬ 
gebung zum Antikriegstag am 1. 
September in Stuttgart vor dem 
Mahnmal beim Schloßplatz gehalten 
wurden. 150 bis 200 Menschen 
nahmen daran teil. An der Kund¬ 
gebung des Stuttgarter Aktionsbünd¬ 
nisses gegen Krieg unter der Losung 
„Sprechen erst die Völker selber, 
wird bald Frieden sein" im Anschluss 
auf dem Schloßplatz nahmen 
ebenfalls etwa 150 Menschen teil. 

Leni Breymaier, Stellv. DGB- 
Vorsitzende Baden-Württemberg 

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, 

1933 brannten der Reichstag und die 
Bücher. Gewerkschaftshäuser wurden 
besetzt. Ihr Vermögen beschlagnahmt. Es 
folgten 12 Jahre Krieg und Terror durch 
die Nazis, dem Millionen unschuldiger 
Menschen zum Opfer fielen. Heute, 70 
Jahre danach, leiden die Menschen in 30 
Ländern unter Kriegs- und Nachkriegs¬ 
situationen. Denken wir nur an den Irak, 
den Bürgerkrieg in Liberia, Afghanistan, 
den Nahen Osten, an Tschetschenien. 

Solange Armut und Elend, politische 
Unterdrückung und soziale Ausgrenzung 
das Alltagsleben der Menschen in vielen 
Ländern bestimmen, solange werden Ex¬ 
tremismus und Fanatismus ihren Nähr¬ 
boden behalten. Nur eine Politik des 
Ausgleichs zwischen Arm und Reich und 


eine weltweite Strategie solidarischer 
Wirtschafts- und Entwicklungspolitik 
kann nachhaltig ein friedliches Zu¬ 
sammenleben sichern. 

Wir haben keinen Konflikt Jung gegen 
Alt, der Konflikt, den wir haben, heißt 
Reich gegen Arm. Und die 
Globalisierung, die ja so modern, so 
rund, so flott klingt, ist tragende Säule 
dieses Konfliktes. 

Unter den 100 größten Wirtschafts¬ 
mächten der Welt sind heute 48 Länder 
und 52 Konzerne. Diese 52 Konzerne 
machen soviel Umsatz, dass sie den 
vieler Länder überschreiten. Unter 
diesen 52 sind - das wundert niemanden 
- Daimler Chrysler, Volkswagen und die 
Deutsche Bank. 

Die Befürworter der Globalisierung 
sagen, Globalisierung wird alle 
Menschen wohlhabender machen. 
Genau das Gegenteil ist der Fall. Die 
Kluft zwischen Arm und Reich ver¬ 
größert sich dramatisch aufgrund von 
Ungleichheiten im internationalen 
Handelssystem. Die Globalisierung von 
oben bedeutet absolute Freiheit der 
multinationalen Konzerne, in allen 
Ländern der Welt das zu tun, was sie 
wollen. 

Diese Form der Konzemgestaltung 
braucht Kriege, um ihre Interessen 
durchsetzen zu können. (...) 

Thomas Friedmann, Kolumnist in der 
New York Times, sprach es aus: er stellte 
fest, dass für eine funktionierende 
Globalisierung die USA als unüberwind¬ 
liche Macht handeln müssten. 

Fortsetzung S. 10 
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In Hamburg sprach u.a. Lühr Henken vom Hamburger Forum e.V. Er rief dazu 
auf, sich an der bundesweiten Unterschriftensammlung „Abrüstung statt 
Sozialabbau" zu beteiligen, die zunächst bis zum 1. Dezember läuft und dann 
der Bundesregierung übergeben werden soll. Ca. 500 nahmen hier an der De¬ 
monstration zum Antikriegstag teil. 
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Bäder-Antisemitismus in 
der Nazi-Zeit und davor 

beschluss gestoppt. Ein anderes 
Zeichen wählten Hafenarbeiter in 
Emden: Sie legten im August 1923 
aus Protest gegen den Antisemitismus 
auf Borkum den Schiffsverkehr 
zwischen Emden und der Insel lahm. 

Nach der Machtergreifung durch 
die Nazis änderte sich der Charakter 
des Bäder-Antisemitismus ein wei¬ 
teres Mal. Er wurde durch die massive 
Rückendeckung der Staatsmacht auf¬ 
gewertet, und das bekamen die Juden 
deutlich zu spüren. Im Juni 1938 ver- 
zeichnete die Zentralwohlfahrtsstelle 
der Reichsvertretung der Juden in 
Norddeutschland nur noch rund 100 
Unterkunftsmöglichkeiten für Juden. 
Diese niedrige Zahl erscheint noch 
drastischer, wenn man berücksichtigt, 
dass ein Teil dieser Unterkünfte ledig¬ 
lich drei bis vier Betten hatte. Zudem 
war mit „Norddeutschland“ das Ge¬ 
biet der heutigen Bundesländer 
Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen, Niedersachsen, Meck¬ 
lenburg-Vorpommern und Sachsen- 
Anhalt gemeint, ferner Teile von 
Brandenburg und Nordrhein-West¬ 
falen. 

Frank Bajohr schildert: „Fast keine 
der in der zweiten Hälfte der dreißiger 
Jahre noch verfügbaren Unterkünfte 
lag am Meer. So erhielten ab 1935 
selbst Asthmatiker und Heu¬ 
schnupfengeplagte an Nord- und 
Ostsee kaum noch ein Quartier.“ Für 
die Nordsee riet der Centralverein 
deutscher Staatsangehöriger jüdischen 
Glaubens dringend von einem Aufent¬ 
halt ab. Stattdessen empfahl er 
einzelne Unterkünfte in Kämpen auf 
Sylt, Wyk auf Föhr oder in Cuxhaven, 
wo Juden - mehr oder weniger 
inkognito - noch Unterkommen 
konnten. 1938/39 wurden die Juden 
ganz offiziell und vollständig aus den 
deutschen Kur- und Erholungsorten 
verbannt. 

Der Bäder-Antisemitismus war 
übrigens kein deutsches Phänomen, 
wie Frank Bajohr betont. Beispiel 
Kitzbühel in Tirol: Schon 1897 be¬ 
schloss die Generalversammlung des 
Fremdenvereines, dass Anfragen von 
Juden unberücksichtigt zu bleiben 
hätten. Beklemmend ist auch ein 
Blick in die Vereinigten Staaten. Dort 
akzeptierten noch in den fünfziger 
Jahren rund 30 Prozent der Ferien¬ 
hotels keine jüdischen Gäste. 

Thomas Klaus ■ 
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„Die unsichtbare Hand des Marktes 
braucht die sichtbare Faust der ame¬ 
rikanischen Streitkräfte.“, formulierte er. 

Unmittelbar nach den Bom¬ 
bardierungen gegen den Irak kamen of¬ 
fene Drohungen an Syrien und den Iran 
und Nordkorea sowieso. 

Verschiedene Institutionen steuern 
und kontrollieren diese Prozesse. Im mi¬ 
litärischen Bereich sind es vor allem die 
US-amerikanischen Kriegskräfte und im 
immer bedeutungsloseren die Nato. Im 
zivilen Bereich sind es vor allem die 
Weltbank der IWF und die WTO, die 
Welthandelsorganisation. Die WTO gibt 
den Rahmen für GATS vor. 

Die Welthandelsorganisation wurde ja 
1994 gegründet. Man könnte sie auch als 
Weltregierung bezeichnen, die aber nicht 
von den Menschen gewählt wurde und 
die nicht demokratisch kontrolliert 
werden kann. Sie ist das oberste Regime, 
das die Regeln für den Globalisierungs¬ 
prozess aufstellt. Die 134 Mitglieds¬ 
staaten der WTO haben Entscheidungs¬ 
möglichkeiten, Macht und Autorität an 
sie abgegeben. Die wichtigste Aufgabe 
der WTO besteht darin, durchzusetzen, 
dass die weltweiten Wirtschafts¬ 
interessen der multinationalen großen 
Konzerne immer vor allen anderen 
Interessen stehen. 

Alle anderen Interessen wären zum 
Beispiel: Umweltschutz, Arbeits¬ 

bedingungen, Menschenrechte, Ver¬ 
braucherschutz, eigene Kultur, soziale 
Gerechtigkeit, Recht auf Bildung, das 
Recht auf geistiges Eigentum, nationale 
Souveränität und Demokratie. 

Die WTO hat bislang 29 Freihandels¬ 
abkommen geschaffen. Eines dieser Ab¬ 
kommen ist GATS. Es ist klar, dass 
GATS in das Leben der Menschen auf 
dem Planeten eingreifen wird, wie nie 
zuvor. GATS ist dabei, in der ganzen 
Welt für die Privatisierung der öffent¬ 
lichen Dienstleistungen den Weg frei zu 
machen. Nichts wird ausgenommen sein. 
Jeden und jeglichen Dienst der gegen¬ 
wärtig jeweils von staatlicher Seite im 
Namen des öffentlichen Interesses zur 
Verfügung gestellt wird, wird man pri¬ 
vaten Unternehmen zugänglich machen 
und unter Profitgesichtspunkten be¬ 
schreiben. 

Wir müssen aufhören, von 
Privatisierung zu sprechen und statt 
dessen Worte verwenden, die die Wahr¬ 
heit deutlich machen. Wir reden über die 
Veräußerung und Preisgabe der Ergeb¬ 
nisse der jahrzehntelangen Arbeit von 
Millionen Menschen an eine winzige 
Minderheit großer Investoren. Das ist 
einer der größten Raubüberfälle unserer 
und aller bisherigen Generationen. 

Was ist los bei uns im Land? 

Bislang solidarisch getragene Risiken 
werden zunehmend privatisiert. Das 
heißt dann auf Neudeutsch: Eigenverant¬ 


wortung. Gleichzeitig fließen viele 
Milliarden in den Verteidigungshaushalt. 

Was können wir tun? 

Im Frühjahr sind weltweit hunderte 
Millionen auf die Straße gegangen und 
protestierten gegen den Krieg im Irak. 
Von Neuseeland bis Mexiko, von San 
Francisco bis Madrid. Diese Bewegung 
war anders, als in der 80er-Jahren. Die 
Fragen nach den Zusammenhängen, 
nach den Interessen, die diese Kriege be¬ 
stimmen, sind klarer formuliert, als je 
zuvor. So unverschleiert waren die 
Interessen auch nie zuvor. 

Der Antikriegstag ist ein guter Tag, um 
sich die Vergangenheit und die Gegen¬ 
wart bewusst zu machen - nur wenn man 
sich seiner Geschichte bewusst ist, kann 
man die Zukunft aktiv und sinnvoll ge¬ 
stalten. 

Wir haben kein Verständnis für einen 
Empfang der Landesregierung für den 
ehemaligen Ministerpräsidenten Hans 
Filbinger. Einen Mann, der als Marine¬ 
richter unter Hitler in den letzten Kriegs¬ 
tagen noch an Todesurteilen gegen 
Deserteure beteiligt war. 

Wir fordern auch im Gedenken an Al¬ 
fred Haussen der vor 10 Tagen beerdigt 
wurde und sein Leben dem Kampf gegen 
Faschismus und für Frieden gewidmet 
hat, den Aufbau einer anderen Welt Einer 
demokratischen Welt der Gleichheit, der 
sozialen Rechte und der Achtung der 
Verschiedenheiten der Menschen; eine 
Welt, in der es Bildung, sinnvolle Ar¬ 
beitsplätze, Gesundheitsversorgung, 
Alterssicherung und Wohnungen für alle 
gibt. 

Eine Welt ohne Hunger, eine Welt des 
Friedens und der sozialen Sicherheit. 
Ohne radikale Abrüstung wird diese 
andere Welt nicht zu erringen sein. 

„Wir sind viele und sie sind es nicht. 
Sie brauchen uns mehr als wir sie. Eine 
andere Welt ist nicht nur möglich, sie ist 
bereits im Entstehen. An stillen Tagen 
kann ich sie atmen hören.“ (Arundhati 
Roy) 

Dieter Lachenmayer, Friedensnetz 
Baden-Württemberg 

Nie wieder Krieg! 

Liebe Freundinnen und Freunde, 
der Antikriegstag erinnert uns an eine der 
entscheidendsten Erfahrungen und Ver¬ 
pflichtungen aus der Geschichte, zumal 
der deutschen Geschichte: Nie wieder 
Krieg! 

Und dennoch erleben wir täglich wie 
diese Verpflichtung von den verantwort¬ 
lichen Politikern in den Wind ge¬ 
schrieben wird. 

Gerade auch die deutsche Außen¬ 
politik wird wieder militärisch definiert: 
In insgesamt 12 fremden und fernen 
Ländern stehen deutsche Soldaten 
wieder in militärischem Einsatz. Das 
Wort Sicherheit ist deutschen Politikern 


längst wieder zum Synonym geworden 
für Militäreinsätze, Aufrüstung und ve- 
ritablen Krieg. 

Auch wo von europäischer Außen- 
und Sicherheitspolitik geredet wird, ist 
die Rede von schnellen Interventions¬ 
truppen und Rüstungsprojekten, die in 
diesem Rahmen derzeit aufgestellt 
werden und bereits aufgestellt sind. 

Wie damals werden auch heute mi¬ 
litärische Drohung und Krieg hinter 
Lügen versteckt: „Seit 5.45 wird zurück¬ 
geschossen“ - so machte Adolf Hiltler 
aus dem bisher größten Raubkrieg der 
Geschichte einen Verteidigungskrieg. 

Wir wissen, dass auch die jüngsten 
Kriege mit Lügen begannen, zuletzt mit 
jener von den einsatzbereiten Massen- 
vemichtungswaffen des Irak. 

Eine der dreistesten dieser Lügen aus 
jüngster Zeit stammt vom amtierenden 
Verteidigungsminister Stmck: Nein Herr 
Struck, Deutschland wird nicht am 
Hindukusch verteidigt. Die Menschen in 
unserem Land werden weder von Afgha¬ 
nistan noch vom Irak bedroht. 

Sie sind bedroht von einer Politik, die 
auf Aufrüstung und militärische Stärke 
setzt, statt auf die Lösung der Probleme 
der Menschen - im innern wie im 
äußeren. 

Die Bundeswehr kann sie nicht 
schützen vor dem organisierten Verlust 
von immer mehr Arbeitsplätzen, vor der 
bewusst betriebenen Deregulierung, vor 
dem gezielten und gewollten Abbau der 
Sozialsysteme und der erkämpften 
sozialen Errungenschaften. 

Im Gegenteil: Nicht nur in fremden 
Ländern, sondern auch hier im eigenen 
Land gilt: Aufrüstung und Militär sind 
keine Lösung, sondern ein Teil der Pro¬ 
bleme. 

Wir hören, Deutschland müsse seiner 
Verantwortung vor der Welt mit Soldaten 
und der Teilnahme an Militäreinsätzen 
und Kriegen gerecht werden. 

Aber gerade am 1. September sollten 
wir uns erinnern: Deutschland ist der 
Welt in der Vergangenheit keinen Sol¬ 
daten und keine einzige militärische oder 
politische Schandtat schuldig geblieben. 
Es wird Zeit, dass deutsche Politik end¬ 
lich dazu findet, ihre wirklichen 
Schulden aus der Geschichte zu be¬ 
gleichen: Beiträge zu Frieden und 
Gerechtigkeit, Abrüstung und Vernunft, 
sozialen Fortschritt und eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung. 

Das ist die Verpflichtung vor den 
Opfern des Faschis-mus. Das ist die Ver¬ 
antwor¬ 
tung aus 
der Gegen¬ 
wart für 
die Zu¬ 
kunft, die 
wir heute 
einfordern. 
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Auf die Überlebenden 
zugehen! 


■ Folgenden Leserbrief hat Ulrich 
San der (WN NRW) am 21. 
August 2003 an das Garmisch- 
Partenkirchener Tagblatt in Reaktion 
auf den nebenstehend 
dokumentierten Artikel vom 18. 
August 2003 geschrieben. Wir be¬ 
richteten bereits mehrfach über die 
antifaschistischen Aktionen gegen 
das Pfingsttreffen deutscher Gebirgs¬ 
jäger in Mittenwald und dokumen¬ 
tieren den Brief hier als Fortsetzung 
der Diskussion. 

Betr. Ihre Zeitung vom letzten Montag. 
Sehr geehrte Redaktion! 

Der Kameradenkreis „Gebirgstruppe“ 
will also aussöhnen. Nach dem Motto: 
Wir sind euch nicht mehr böse dafür, 
dass wir euer Land überfielen und eure 
Ortschaften vernichteten und ihre Be¬ 
wohner umbrachten - hier ist unsere 
Hand und unser Kranz? 

Versöhnen können sich doch nur glei¬ 
chermaßen Verfeindete. Diese Menschen 
in Kommeno hatten Deutschland nichts 
angetan, aber die deutschen Soldaten 
taten ihnen Schreckliches an. Hätten 
diese Soldaten also nicht allen Grund zu 
bereuen, um Verzeihung zu bitten, für 
Bestrafung der Täter zu sorgen und für 
Entschädigung der Opfer einzutreten? 

Davon ist aber nichts zu vernehmen. 
Und davon war auch nichts zu verneh¬ 
men, als Vertreter der Opfergemeinden 
zu Pfingsten in Mittenwald weilten. Eine 
Gelegenheit wurde vertan. Es wurde kein 
Schritt auf die Überlebenden zu getan. 
Sie wurden gar im GPTblatt von Kame¬ 
radenkreissprechern als Leute abgetan, 
die sich vor den Karren der Extremisten 
spannen lassen. 

Mit Extremisten waren die Über¬ 
lebenden und Hinterbliebenen des Wi¬ 
derstandes und der Verfolgung durch die 
Nazis in Deutschland gemeint, die Leute 
von der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes. Einer der VVN-Vertreter 


zu Pfingsten in Mittenwald war Peter 
Gingold. Fast seine gesamte Familie hat 
er in Auschwitz verloren. Er emigrierte 
als Kommunist und Jude nach anfäng¬ 
lichem Widerstand aus Deutschland. Er 
wurde von der Gestapo in Paris gefoltert, 
konnte entfliehen und kämpfte in der 
französischen Widerstandsbewegung und 
in der italienischen Partisanenbewegung 
gegen die deutschen Faschisten. Warum 
nennen Sie, liebe GPTbl-Redaktion, 
Herrn Gingold einen Extremisten? Weil’s 
im Verfassungsschutzbericht so steht? 
Haben Sie keinen 
eigenen Kopf zum 
Denken? Warum 
bringen Sie Peter 
Gingold in die Nähe 
von Leuten, die 
„Ausschrei-tungen 
provozieren“? 

Merken Sie nicht, 
was Sie da 
schreiben? Die Aus¬ 
schreitungen 
wurden von Ewig¬ 
gestrigen in Mitten¬ 
wald provoziert. Als 
im vergangenen Jahr junge Leute in den 
Kameradschaftsabend im Mittenwalder 
„Postkeller“ hineingingen und sich auf 
Stühle stellten, um zu rufen „Jetzt legen 
wir eine Gedenkminute für Eure Opfer 
ein“, als sie auf Flugblättern die 
Tatsachen über die 1. GB-Division ver¬ 
breiteten, da wurden sie von den alten 
und jungen Militärs und ihren Freunden 
angegriffen, verprügelt, von der Polizei 
in einer Jugendherberge interniert. Die 
Gewalt ging nicht von den Jugendlichen 
aus. 

Und als wir in diesem Jahr in Mitten¬ 
wald gegen das Treffen auf dem Hohen 
Brendten demonstrierten, da erlebten wir 
viele nachdenkliche Mittenwalder - und 
zu den Nachdenklichen zählte auch Ihre 
Zeitung, und dafür danken wir ihnen - 
aber wir hörten auch ganz eindeutige 

Morddrohungen. Ein Veteran 
sagte ins TV-Mikrofon: 

Diese Leute gehören 
entsorgt. Ja, wie Unge-ziefer 
hätten einige uns gerne ver¬ 
nichtet. 

Wann wird diese Haltung, 
die dahinter steckt, endlich 
öffentlich diskutiert und hof¬ 
fentlich überwunden? Und 
könnte nicht ihre Zeitung 
dabei helfen? 

Mit freundlichen Grüßen 
Ulrich Sander, Landes¬ 
sprecher der VVN-BdA 
NRW, www.nrw.vvn-bda.de ■ 


DOKUMENTIERT aus GPT 

Gebirgsjäger gedenken der 
Kriegsopfer, Kameradenkreis will 
aussähnen. 

Von Rafael Sala - 18. August 2003 
Mittenwald - Der Kameradenkreis der Ge¬ 
birgstruppe hat am vergangenen Samstag 
mit einer Kranzniederlegung in zwei grie¬ 
chischen Ortschaften der Opfer von 
deutschen Kriegsverbrechen gedacht. Genau 
an diesem Tag von 60 Jahren, am 16. August 
1943, waren deutsche Gebirgsjäger im nord¬ 
griechischen Kommeno eingefallen und 
hatten dort über 300 Zivilisten ermordet. 
Man wolle mit der zweistündigen 
Gedenkfeier ein Zeichen für Versöhnung und 
Völkerverständigung setzen, heißt es in einer 
Stellungnahme. 

Ins Fadenkreuz der Kritik geraten waren 
die Gebirgsjäger wegen ihres alljährlich statt¬ 
findenden Pfingsttreffens am 
Hohen Brendten (wir be¬ 
richteten). Politische Gegner 
und die - vom Verfassungs¬ 
schutz als linksextremistisch 
eingestufte - „Vereinigung 
der Verfolgten des Nazi- 
Regimes" (VVN) hatten dem 
Kameradenkreis vor¬ 

geworfen, mit der seit 46 
Jahren stattfindenden Sol¬ 
datenfeier die Taten der Ge¬ 
birgsjäger in Nordgriechen¬ 
land während des zweiten 
Weltkrieges zu verharm¬ 
losen und nationalsozialis¬ 
tisches Gedankengut zu pflegen. Nur mit 
einem massiven Aufgebot konnte die Polizei 
dieses Jahr verhindern, dass es zu einer Kon¬ 
frontation zwischen Teilnehmern und 
Gegnern der Brendten-Feier kam. 

Um dem Ruf der Gebirgstruppe als 
mögliches Sammelbecken rechtsradikaler 
Kräfte entgegenzuwirken und um ein Zeichen 
für Völkerverständigung zu setzen, hat der 
Kameradenkreis jetzt der Opfer von 
deutschen Kriegsverbrechen sowohl in Kom¬ 
meno als auch auf der griechischen Insel 
Kephallonia mit einer Kranzniederlegung 
gedacht. Der etwa 7000 Mitglieder starke 
Zusammenschluss ehemaliger und aktiver 
Gebirgsjäger arbeite eng, freundschaftlich 
und erfolgreich mit den Gebirgstruppen in 
vielen europäischen Ländern und in den USA 
zusammen, informierte der Sprecher für den 
Kameradenkreis, Harald Rettelbach. „Ein 
Schwerpunkt ist dabei die Aussöhnung mit 
den Angehörigen der ehemals verfeindeten 
Armeen." Angehörige der italienischen 
Division „Aqui" seien nach Kämpfen um die 
Insel zum Teil gegen das Kriegsvölkerrecht 
von deutschen Gebirgsjägern umgebracht 
worden. Rettelbach räumt zwar ein, dass es 
zu Massakern deutscher Einheiten ge¬ 
kommen war, die Kriegsverbrechen, wie in 
Kommeno oder auf Kephallonia begangen, 
stellten aber „die absolute Ausnahme in der 
Geschichte der Gebirgstruppe dar. Sie 
machen heute noch betroffen." Der 
Kameradenkreis will sich auch künftig um das 
„Aufarbeiten solcher Untaten durch 
wissenschaftliche und historische Arbeiten 
bemühen", sagte Rettelbach. 

Garmisch-Partenkirchner Tagblaff, 18. August 03 
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; ausländer- und asylpolitik 


Abschiebeknast 
Glasmoor schließt 


■ Nach Informationen des Info 
Archivs Norderstedt und der 
Hamburger Glasmoorgruppe 
wird der Abschiebetrakt der JVA 
Glasmoor zum Jahresende ge¬ 
schlossen. Wie die Hamburger 
Justizbehörde vermutlich schnell be¬ 
stätigen wird, erfolgt nach der ur¬ 
sprünglich für das Jahr 2005 vor¬ 
gesehenen Schließung eine Ver¬ 
legung der Abschiebehäftlinge in das 
Hamburger Gefängnis „Santa Fu". 

Voraussichtlich wird die Behörde von 
Justizsenator Roger Kusch nach der 
jetzigen Veröffentlichung der Schließung 


neben freiwerdenden Kapazitäten in 
Fuhlsbüttel vor allem die Effektivierung 
der Hamburger Abschiebepolitik, die 
größere Kapazität der künftigen Abtei¬ 
lung in Santa Fu und die Baufälligkeit 
des Containerknastes in Norderstedt als 
Gründe für den Umzug der Ab¬ 
schiebehaft angeben. 

Erste Reaktionen 

In einer ersten Reaktion äußerten 
Sprecherinnen von Glasmoorgruppe 
Hamburg und Info Archiv Norderstedt 
allerdings auch die Vermutung, dass das 
Konzept des „Knastes auf der grünen 
Wiese“ damit gescheitert sei. Seit der 
Einführung dieser speziellen Haft für so¬ 
genannte „Zivilgefangene“, Menschen 
ausländischer Herkunft, die einzig und 
allein der „gesicherten Rückführung“ der 
Häftlinge in ihre „Heimatländer“ dienen 
soll, hatten sich die jeweiligen Verant¬ 
wortlichen stets darum bemüht, die Ab¬ 
schiebehaftanstalten möglichst außer¬ 
halb großer Städte im „Nichts“ zu er¬ 
richten, um Fluchtversuche und vor 


allem Proteste gegen die rassistischen 
Lager zu verhindern. 

Massive Proteste gegen Abschie¬ 
beknast Glasmoor 

Speziell im Fall Glasmoor ist dieses 
Konzept gründlich daneben gegangen. 
War die Inbetriebnahme des Hauses 3 
der JVA Glasmoor im Februar 1994 noch 
relativ störungsfrei über die Bühne ge¬ 
gangen, entwickelte sich nach einer Ge¬ 
fangenenrevolte im November selben 
Jahres eine breite Protestbewegung, die - 
leicht geschwächt - bis heute Widerstand 
gegen die Abschiebehaft organisiert. 
Alleine rund 200 sogenannte „Sonntags¬ 
spaziergänge“, vier 
größere Demons¬ 
trationen mit bis zu 
700 Teilnehme¬ 
rinnen und diverse 
„außerordentliche“ 
Aktionen waren die 
Folge. Überdies ge¬ 
lang rund einem 
Dutzend Ge¬ 

fangenen die Flucht 
aus Glasmoor. 

Am Samstag, 30. 
August, fand in 
diesem Zusammen¬ 
hang eine größere 
Aktion statt: Unter 
dem Titel „ZAUN¬ 
CHECK“ spielten 
ab 15 Uhr drei 
Musikbands vor dem Distanzzaun des 
Containerknastes und wollten an dieser 
Stelle einmal überprüfen, ob der Zaun 
denn noch den allgemeinen An¬ 
forderungen entspricht. (Bild) 

Ab 2004: Santa Fu 

Ab 2004 sollen die Hamburger Abschie- 
begefangenen nun also nicht mehr nach 
Norderstedt transportiert, sondern mitten 
im Stadtgebiet der freien“ und Hanse¬ 
stadt untergebracht werden - in der 
Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel (Santa 
Fu). Dieser Schritt deutete sich in den 
letzten Monaten bereits an, als die Stelle 
des Abteilungsleiters von Haus 3 in 
Glasmoor nicht mehr besetzt wurde. Als 
offizieller Grund für die Verlegung wird 
in wenigen Tagen genannt werden, dass 
durch die Ende Juni 2003 eingeweihte 
JVA Billwerder nun auch in Santa Fu 
Kapazitäten freigeworden seien, die 
einen Abschiebetrakt für 124 Häftlinge 
ermöglichen - mithin 40 Haftplätze 
mehr als im maroden Containerknast 
Glasmoor. 




Kein Grund zum Feiern also für die 
vielen antirassistischen Initiativen, die 
seit 1994 gegen die Abschiebehaft in 
Hamburg und Schleswig-Holstein an- 
gehen, selbst wenn sie durch andauernde 
Proteste mit zu diesem Schritt bei¬ 
getragen haben dürften. 

Aufgrund des repressiven Besuchs¬ 
rechts der Hamburger Haftanstalten 
dürfte der Kontakt zwischen Antiras- 
sistlnnen und Gefangenen künftig erheb¬ 
lich erschwert werden, zudem werden 
Abschiebungen wegen der Flug¬ 
hafennähe der Fuhlsbüttler Anstalt zü¬ 
giger durchführbar. Und auch ein Wei¬ 
teres werden sich die Abschiebe- 
spezialistlnnen der Hamburger Rechts- 
Rechts-Regierung erhoffen: ein Ab¬ 
nehmen der Proteste. 

Kein Knast steht ewig ! 

Zumindest was letzteres angeht, wird 
ihnen jedoch ein Strich durch die Rech¬ 
nung gemacht. Bereits gestern studierten 
Antirassistlnnen eifrig den Stadtplan und 
brüteten über Demonstrationsrouten in 
Ohlsdorf und Fuhlsbüttel. „Der Protest“, 
so ein Sprecher des Info Archivs, „ver¬ 
lagert sich lediglich um etwa 6 Kilo¬ 
meter nach Süden. Die Ausländergesetze 
in Deutschland und speziell die Ab¬ 
schiebehaft unterstützen Folter und Tod, 
Hunger und Elend der betroffenen 
Menschen, dagegen wird kein Wider¬ 
stand verstummen.“ 

In einem ironisch gehaltenen Offenen 
Brief bringt auch die Hamburger Glas¬ 
moorgruppe gegenüber dem „führungs¬ 
losen Abschiebeknast Glasmoor“ ihre 
Hoffnung darauf zum Ausdruck, dass 
„sich die Knasttore am 31. Dezember 
2003 für die Gefangenen öffnen 
(werden) und wir sie in die Freiheit be¬ 
gleiten können“. 

Vorerst fordert die Glasmoorgruppe 
allerdings, dass die Gefangenen für die 
Dauer des Konzertes am kommenden 
Samstag Hofgang erhalten, damit sie das 
Konzert vor den Zäunen der Anstalt ver¬ 
folgen können. Kein Knast steht ewig ! 

Infoarchiv Norderstedt , 
http://www.infoarchiv-norderstedt.org/ 
Bilder indymedia ■ 
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Lager-Schließungstage in 
Fürth 


Fürth. Flüchtlings- und Menschen¬ 
rechtsgruppen rufen dazu auf, vom 11- 
14. September 2003 gegen das so¬ 
genannte „Ausreisezentrum“ für Flücht¬ 
linge in Fürth zu protestieren. Auftakt¬ 
plenum ist am Donnerstagnachmittags, 
den 11.9., Freitagmorgen 10 Uhr: Kund¬ 
gebung vor dem Bundesamt für Flücht¬ 
linge in Nürnberg, danach Hearing in 
Fürth. Zeitgleich starten im gesamten 
Großraum Nürnberg, Fürth und Erlangen 
Aktionen mit dem Ziel, eine breite 
Öffentlichkeit für die Belange der 
Flüchtlinge und Migrantlnnen zu 
sensibilisieren. Abends Podiumsdis¬ 
kussion. Am Samstag wird eine Demons¬ 
tration zum Fürther Lager stattfinden, 
um 12 Uhr ab Fürther Freiheit, an¬ 
schließend Open-Air-Konzert ab 16 Uhr. 
Der Aufruf und Informationen sind zu 
finden in: 

www. ausreisezentren. cjb. net ■ 

Abschiebung in letzter 
Minute ausgesetzt 

Donauwörth. Der für den 13.8.2003 
geplante Abschiebe-Termin für das in 
Donauwörth lebende syrische Ehepaar 
Aho/Azrak ist praktisch in letzter Minute 
vom Landratsamt ausgesetzt worden. 
Dazu schreibt Christine Kamm, B90/Die 
Grünen: „Grund für die Kehrtwende der 
Behörde: Herr Aho (59) sei ge¬ 
sundheitlich so angeschlagen, dass aus 
medizinischer Sicht der für heute ge¬ 
plante Flug nach Syrien nicht möglich 
wäre. Dies stellte ein Amtsarzt fest, der 
Aho am Nachmittag des 12.8. im 
Gefängnis - der Syrer befindet sich mit 
seiner Frau in Abschiebehaft - 
untersuchte. Die Familie Aho hat 8 
Kinder und ist 1991 aus Syrien zu uns 
gekommen. Grund für die Flucht vieler 
christlicher Assyrer war, dass sie als 


kleine Minderheit durch die 
kriegerischen Auseinandersetzungen der 
größeren Bevölkerungsgruppen 

zerrieben wurden. Familie Aho musste 
viele Jahre von der (ergänzenden) 
Sozialhilfe leben. Welchem Immigranten 
ist es schon möglich, eine Arbeitsstelle 
zu finden, mit deren Einkommen man 
eine 10-köpfige Familie ernähren kann? 
Seit 2 Jahren bezieht die Familie keine 
Sozialhilfe mehr, alle Kinder bzw. deren 
Ehepartner arbeiten und zahlen Steuern, 
sprechen gut deutsch, haben Bleiberecht 
und teilweise deutsche Staatsangehörig¬ 
keit. Die Familie Aho hat mittlerweile 
hier 10 Enkelkinder. Dennoch sollen die 
Großeltern jetzt unter Verweis auf den 
Sozialhilfebezug das Land verlassen.Wir 
hoffen auf eine menschliche Lösung im 
Sinne der Familie!“ 

www.christine-kamm.de/presse.htm ■ 

Bleiberecht für Turgay 
Coskun, türkischer Kriegs¬ 
dienstverweigerer in 
Deutschland 

Stuttgart. Rund 120 Staatsbürger 
türkischer Herkunft haben in den ver¬ 
gangenen Jahren mit Unterstützung der 
Deutschen Friedensgesellschaft -Ver¬ 
einigte Kriegsdienstgegnerinnen (DFG- 
VK) in Deutschland aus Gewissen¬ 
gründen den Waffendienst in der Türkei 
verweigert. Einer von ihnen ist Turgay 
Coskun, der seit März diesen Jahres ver¬ 
steckt in der Nähe von Stuttgart lebt. 

„Anstatt eine Waffe möchte ich lieber 
einen Bleistift in die Hand nehmen“, er¬ 
klärte der 25-jährige Türke kurdischer 
Volkszugehörigkeit Ende Juli auf einer 
Info-Veranstaltung im Gasthaus „Krone“ 
in Freiburg. Es war nach Ulm und 
Kirchheim / Teck die dritte Station einer 
Veranstaltungsreise, die Turgay zu¬ 
sammen mit dem DFG-VK durch 
Baden-Württemberg unternommen hat. 
„Natürlich bestand auf dieser Tour die 
Gefahr einer Verhaftung, doch in meiner 
Situation war es wichtiger, Öffentlichkeit 
für meine Situation herzustellen und 
dabei ein gewisses Risiko einzugehen“, 
sagte er. Denn Turgays droht die Ab¬ 
schiebung. Weil Kriegsdienstver¬ 
weigerung, wie in allen NATO- 
Ländern, auch in Deutschland nicht als 
Asylgrund anerkannt wird, wurde sein 
Asylantrag abgelehnt. Auch der Nach¬ 
folgeantrag, der sich auf seine 
politischen „Nachfluchtaktivitäten“ in 
Deutschland bezog, wurde abgewiesen. 
Um der Abschiebung zu entgehen, 
tauchte der 25-Jährige unter. 

Turgay Coskun bezeichnet sich als 
Pazifist. „Das ist eine Grundüber¬ 
zeugung, die sich im Laufe der Zeit ent¬ 
wickelt hat“, berichtete er. Während 
seines Studiums der Sozialarbeit in 
Istanbul beobachtete er bewaffnete Aus¬ 


einandersetzungen zwischen rechts¬ 
extremen und kemalistischen Studenten, 
zwischen der türkischen Regierung und 
PKK-Anhängem. Sie führten ihn zu der 
Überzeugung, keine Menschen töten 
oder verletzen zu wollen. „Als ich mein 
Studium beendet hatte, habe ich ge¬ 
schworen, Menschen zu helfen, ohne auf 
die Nationalität, Rasse oder Klassen¬ 
zugehörigkeit zu achten. Diesen Eid 
müsste ich verletzen, wenn ich zum 
türkischen Militär gehen würde, denn 
dort sind junge Männer massiver na¬ 
tionalistischer und rassistischer Pro¬ 
paganda ausgesetzt und werden gegen 
die angeblichen Feinde der Türkei auf¬ 
gestachelt“, berichtete Coskun. Eine 
Haltung, die sich bei seiner Arbeit mit 
kriegstraumatisierten Flüchtlingen und 
Erdbebenopfern gefestigt hat. Da es in 
der Türkei keinerlei legale Form der 
Kriegsdienstverweigerung gibt, ist er im 
Herbst 2001 nach Deutschland ge¬ 
flüchtet. Hier engagierte er sich für 
Menschenrechte in der Türkei. Unter 
anderem beteiligte sich Turgay am 31. 
August 2002 zusammen mit 38 anderen 
KDVern an einer politischen Aktion vor 
dem türkischen Konsulat in Frankfurt 
/Main und erklärte öffentlich seine Ab¬ 
lehnung des Militärdienstes. 

„Wer in der Türkei den Kriegsdienst 
verweigert, wird rigoros verfolgt, ins¬ 
besondere wenn er kurdischer Herkunft 
ist“, berichtete der Leiter der Berliner 
Beratungsstelle für türkisch-kurdische 
Kriegsdienstverweigerer der DFG-VK in 
Freiburg. „Kriegsdienstverweigerer 
werden von Militärgerichten abgeurteilt 
und müssen mit mehrjährigen Haft¬ 
strafen rechnen. Ihnen drohen körper¬ 
liche Misshandlung, Zwangs¬ 
rekrutierung, Schikanen und soziale 
Sanktionen“. In der Türkei selbst seien 
sie politisch sehr isoliert und bekämen 
aufgrund ihrer pazifistischen und antimi¬ 
litaristischen Überzeugung nur sehr 
wenig Unterstützung. Die DFG-VK setzt 
sich auch auf internationaler Ebene für 
die Anerkennung und Durchsetzung des 
Menschenrechts auf Kriegsdienstver¬ 
weigerung ein. In Deutschland lädt sie 
Kriegsdienstgegner regelmäßig zu 
bundesweiten Koordinationstreffen ein. 
Turgay Coskuns Hoffnungen ruhen nun 
auf einer Petition, die sowohl beim Stutt¬ 
garter Landtag als auch im Bundestag 
eingereicht werden soll, um die Wieder¬ 
aufnahme seines Asylverfahrens zu er¬ 
wirken. Hierfür braucht er möglichst 
große Unterstützung. höx ■ 

Kontakt zu Turgay Coskun: Deutsche 
Friedensgesellschaft-Vereinigte 
Kriegsdienstgegnerinnen (DFG -VK), 
Landesverband Baden-Württemberg, 
Haussmannstrasse 6, 70188 Stutt¬ 
gart, Tel. 0711-21 55 112, Fax-214 
oder über die Freiburger DFG/VK, 

Tel. 0761-76 78 088. 
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Nazi-Aufmarsch 
am Reichspartei¬ 
tagsgelände 

Nürnberg. Am 6. September demons¬ 
trierten ca. 4000 Menschen gegen einen 
von Gerd Ittner und Christian Worch 
angemeldeten Nazi - Aufmarsch am 
Reichsparteitagsgelände. 

Ca. 1000 Personen beteiligten sich an 
der Antifa-Bündnisdemonstration, zu der 
bundsweit mobilisiert wurde. Bereits um 
10 Uhr morgens versammelten sich 
Autonome Antifas, Schülerinnen, VVN- 
DdA und eine Menge unterschiedlicher 



Gruppen, die dem Naziaufmarsch aktiv 
entgegen treten wollten. Ursprünglich 
sollte die Demonstration vom Aufseß¬ 
platz bis zum Platz der Opfer des 
Faschismus laufen und im Anschluss die 
Nazi-Route blockieren. 

Dies erübrigte sich, nachdem den 
Nazis nur eine ortsgebundene Ver¬ 
anstaltung genehmigt wurde. Das 
Bundesverfassungsgericht in Karlruhe 
erlaubte am Tag zuvor den Aufmarsch 
der Nazis, allerdings unter einigen Ein¬ 
schränkungen. 

Dass die ursprünglich als Demons¬ 
tration geplante Kundgebung, dennoch 
auf dem ehemaligen Reichsparteitags¬ 
gelände stattfinden konnte, ist wohl auf 
mangelnde Geschichtskenntnis der Stadt 
Nürnberg zurück zu führen. Als Auf¬ 
marschort für die Nazis wählte die Stadt 
den Max-Morlock-Platz, der geografisch 
gesehen mitten im Herz des ehemaligen 
Reichsparteitagsgelände liegt. Nichts 
desto Trotz kamen ca. 100 Nazis zu der 
von Gerd Ittner angekündigten „Groß¬ 
demonstration des Nationalen Wieder¬ 
stands“. 

Während und nach den Gegen¬ 
aktivitäten kam es zu brutalen Fest¬ 
nahmen und Schlagstockeinsätzen. Nach 
Rücksprache mit dem Ermittlungsaus¬ 
schuss beläuft sich die Zahl der Fest¬ 
nahmen aus dem Antifa Bereich auf 12. 

Homepage: http://www.aab-nbg.tk ■ 


Eine Besichtigung 

KZ am Bodensee 


Am 19. Juni 2003 organisierte der 
Verein für die KZ-Gedenkstätte 
Neckarelz eine Fahrt an den 
Bodensee nach Überlingen, um den 
Goldbacher Stollen des KZ Aufkirch zu 
besichtigen. Über zwei Stunden dauerte 
die Führung durch die 4 km langen 
Stollenanlage mit einer Ausbaufläche 
von 127.000 m~. Die Stollen waren 
1944 angelegt worden, um die 
Maschinen der Firmen Dornier, 
Maybach, Zeppelin und der Zahnrad¬ 
fabrik Friedrichshafen unter die Erde zu 
verlagern. Durch gezielte Bomben¬ 
angriffe der Alliierten (seit Juni 1943) 
war die Produktion in diesen kriegs¬ 
wichtigen Betrieben nicht mehr 
möglich. Bei der ZF Friedrichshafen 
waren zuvor Zahnräder und Getriebe 
aller Art hergestellt worden; Maybach 
fertigte Motoren für Kettenfahrzeuge 
(und Flugzeuge); Dornier baute die 
Flugzeuge und Zeppelin testete (mit den 
anderen Firmen) die Flugzeuge, 
Fesselballone, Raketen und Torpedos. 
Für die Vorbereitung der Produktions¬ 
verlagerung legten 700 Häftlinge (da¬ 
neben auch Kriegsgefangene und 
Zwangsarbeiter) die Stollen an. Es 
wurde in 2 Schichten zu je 12 Stunden 
gearbeitet. Die ersten 200 Häftlinge 
waren im September 1944 aus dem KZ 
Dachau nach Aufkirch gekommen, 
darunter waren italienische, franzö¬ 
sische, russische Kriegsgefangene und 
Widerstandskämpfer sowie Serben, 
Slowenen, Tschechen, Polen und Rot¬ 
spanier. 

Über das Leben im Lager ist wenig 
bekannt. Bis zur Auflösung des Lagers 
gab es mindestens 180 Tote. Viele 
wurden im Krematorium in Konstanz 
verbrannt, die anderen im Wald ver¬ 
scharrt. 97 Leichen wurden nach dem 
Krieg auf dem KZ-Friedhof Birnau bei¬ 


gesetzt. Die Arbeit unter Tage war so 
organisiert: Die SS lieh die Häftlinge an 
die Siemens-Bauunion (München) aus. 
Die Stollen wurden von Arbeitstrupps zu 
je 7 bis 8 Mann ausgebaut. Dabei muss¬ 
te auch gesprengt werden, dies wurde 
auch von den Häftlingen ausgeführt. 
Dabei gab es immer wieder Tote und 
Verletzte, da die Häftlinge die Stollen 
nicht verlassen durften. Nur die Aus¬ 
gänge wurden von der SS bewacht, 
drinnen führten die (meist kriminellen) 
Kapos die Aufsicht. 

Am 20. April 45 wurde das Lager 
geräumt und die Häftlinge mit dem Zug 
nach Dachau transportiert. Am 21. April 
wurde das KZ von der Überlinger 
Feuerwehr (wegen Seuchengefahr) in 
Brand gesteckt. 1983 wurde der KZ- 
Friedhof Birnau von einem „Workcamp“ 
der Organisation „Service Civil Interna¬ 
tional“ errichtet. Dabei waren neben 
einer Gedenktafel 46 Holzkreuze auf¬ 
gestellt worden. 1992 wurden alle 
Kreuze umgeworfen, der Gedenkstein, 
das große Kreuz sowie die Gedenktafel 
in der oberen Bahnhofsstraße mit 
Hakenkreuzen beschmiert. Daraufhin er¬ 
richteten die Zimmermannslehrlinge 
einer Berufsschulklasse ein neues 
großes Holzkreuz und die Gemeinde 
(Feuerwehr) stellte die 46 Kreuze neu 
auf. 

Die Stollen gehören noch immer der 
Bundesvermögensverwaltung und 
werden von dieser auch in Stand ge¬ 
halten. Im Herbst 1996 wurden in den 
Stollen Informationstafeln vom Verein 
„Dokumentationsstätte Goldbacher 
Stollen und KZ Aufkirch in Überlingen“ 
aufgestellt. Die Stollen können nur unter 
Aufsicht betreten werden. Anmeldung 
über das Fremdenverkehrbüro/Stadtver¬ 
waltung in Überlingen. rudi ■ 



Neue „Zeitung GEGEN DEN 
KRIEG - ZgK" 

Zum Antikriegstag am 1. September 
2003 erscheint die 15. Ausgabe der 
ZgK, herausgegeben von der 
Informationsstelle Militarisierung (IMI) 
e.V. und Winfried Wolf. Inhalt u.a.: 

• Sozialabbau und Militarisierung 

• Zur Bundeswehr 

• Widerstand gegen Bombodrom 
(Wolfgang Gehrcke) 

• KSK in Afghanistan (Eckart Spoo) 

• Neue Verteidigungspolitische Richt¬ 
linien (Tobias Pflüger) 

• Österreichs Neutralität und der Krieg 
(Gerald Oberansmayr aus Linz) 

• Eine 4-seitige Bilanz des Irak-Kriegs 
(Brigitte Kiechle / Jürgen Wagner) 


• Israel/Palästina: Sicherheitsmauer als 
Sackgasse (Claudia Haydt) 

• Zur Militarisierung der EU: Einsatz 
im Kongo (Christoph Marischka) 

• EU-Verfassung (Winfried Wolf) 

• Deutsch-französische Kriegspläne 
(Dirk Eckert) 

• Deutsche Jägerveteranen begeistern 
sich für Irakkrieg (Ulrich Sander) 

Die neue Ausgabe hat 16 (statt 12) Seiten, Ab¬ 
nahmepreise wie bisher: Von 1-100 Ex = 15 Cent 
je Ex (zuzüglich Portokosten); von 101 bis 499 
Ex = 15 Cent je Ex (Porto inclusive); - ab 500 Ex 
= 12 Cent je Ex. (Porto inklusive). 


Bestellungen: e-mail: Zeitung-gegen-den- 

Krieg@gmx.de; Tel.: 030-24009 363 (Alex 
King); Post: ZgK, c/o Karl-Liebknecht-Haus, 
Kleine Alexanderstr. 28,10178 Berlin. 
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„Neuengamme enfin libere" 



Am 6. September fand auf der KZ- 
Gedenkstätte Hamburg-Neuen- 
gamme eine Feier wegen der Auf¬ 
lösung der Strafvollzugsanstalt 12 und 
die Angliederung an das Gelände der 
Gedenkstätte statt. Neben ca. 300 Gästen 
waren auch viele ehemalige KZ- 
Häftlinge aus ganz Europa angereist. Die 
Hamburger Politprominenz war ebenfalls 
vor Ort, nachdem am Freitag bereits im 
Rathaus offiziell die Übergabe des 
Geländes an die Hamburger Kultur¬ 
behörde erfolgt war. 55 Jahre haben sie 
gekämpft - um das zu erreichen, was ei¬ 
gentlich so selbstverständlich ist. 

Am 6. September 1948 wurde auf dem 
Gelände des ehemaligen Konzentrations¬ 
lagers Neuengamme eine Strafvollzugs¬ 
anstalt eröffnet. Der damalige Bür¬ 
germeister Max Brauer war der Auf¬ 
fassung gewesen, die Schande des KZ 
laste so sehr auf Hamburgs Gewissen, 
daß man den Gedanken daran möglichst 
schnell auslöschen solle. Zum Zeichen 
werde diese Stelle humanen Strafvoll¬ 
zugs errichtet. 

Auf dem Gelände des ehemaligen KZ 
befindet sich zur Zeit noch eine weitere 
Strafanstalt, in den 70er Jahren aus Beton 
erbaut und auf dem Areal, wo sich einst 
die Tongruben des KZ befanden. Sie wird 
bleiben. 

In Neuengamme wurde Ton abgebaut 
und in sehr großem Stil Klinker her¬ 
gestellt, für die von Hilter geplanten 
Prachtbauten. So gab es Pläne., an der 
Stelle des heutigen Altonaer Rathauses 
ein gigantisches 250m hohes Hochhaus 
zu errichten; bis zu den Landungsbrücken 
sollte sich von dort aus ein kilometer¬ 
langer Bau die Elbe entlangziehen. 

Die jetzt geschlossene und der 
Gedenkstätte wiederangegliederte Justiz¬ 
vollzugsanstalt (JVA) 12 befand sich al¬ 
lerdings auf einem besonderen Boden: 
hier war der Appellplatz, wo die 


unterkühlten, kr anken, halb ver¬ 
hungerten Gefangenen oft 
stundenlang, bei jedem Wetter, 
regungslos zum Zählappell 
stehen mussten, bis sie endlich 
in die Baracken durften; wo Ge¬ 
fangene von der SS vor den 
Augen ihrer Mithäftlinge 
gefoltert und gehängt wurden. 

Auf dem Gelände der JVA 
befanden sich ebenfalls der 
„Bunker“, in dem Häftlinge er¬ 
mordet und 2 Mal mehrere 
Hundert mit Giftgas getötet wurden, es 
befanden sich hier Lagerbaracken sowie 
das Krankenrevier, in dem Lagerärzte ar¬ 
beitsunfähig erkrankte Häftlinge mit der 
Giftspritze „aussortierten“. 

Diese Gebäude sind alle kurz nach 
dem Krieg abgerissen worden, darüber 
wurde ein Teil der neuen Gefängnis¬ 
bauten errichtet. In die ehemaligen 
Häftlingsunterkünfte, die als große 
Klinkerbauten den Platz rechts und links 
flanieren, zogen Strafgefangene der 
BRD. 

Bis in die Mitte der 60er Jahre stießen 
die Gefangenen auf Ablehnung, was die 
Umgestaltung des Geländes betraf. Erst 
1965 wurde ein Mahnmahl errichtet, das 
die Inschrift trägt: „Euer Leiden, Euer 
Kampf und Euer Tod soll nicht vergebens 
sein“. Es wurde auf dem Areal der 
ehemaligen Gemüsegärten errichtet, wo 
die Asche der Gefangenen aus dem 
Krematorium als Dünger verstreut wurde 
und der so den eigentlichen Friedhof des 
KZ darstellt. Die „Amicale Internationale 
KZ Neuengamme“, der Zusammen¬ 
schluss ehemaliger Häftlinge des KZ, 
kritisierte, dass die Inschrift keinen Hin¬ 
weis auf das KZ trägt. Außerdem lud die 
damalige Regierung die Häftlinge nicht 
zur Einweihung ein. 1977 wurde schließ¬ 
lich das Dokumentenhaus errichtet, in 
dem auf Papierrollen 30.000 Namen der 


ca.55.000 im KZ ermordeten oder auf 
den Evakuierungsmärschen sowie der 
Versenkung der Evakuierungsflotte in der 
Lübecker Bucht durch alliierte Kampf¬ 
flugzeuge getöteten Häftlinge ge¬ 
schrieben stehen. 

Ab 1989 ließ sich auch von staatlicher 
Seite ein zunehmendes Entgegen¬ 
kommen erkennen, es wurden Planungen 
aufgenommen. 2 Wochen vor der Bürger¬ 
schafts wähl 2001 sagte der damalige 
Senat die Umgestaltung des Geländes zu. 
Der Koalitionsvertrag von Schwarz- 
Schill enthielt jedoch die Ablehnung der 
Schließung der „voll funktionsfähigen“ 
Strafanstalt. Durch großen Medien¬ 
aufwand gelang es der Amicale, von 
Beust die Zusage zur Umgestaltung ab¬ 
zuringen. 

So war die Rede des ehemaligen 
Häftlings und Ehrenpräsidenten der 
Amicale Fritz Bringmann, der als vierter 
nach zwei Vertretern der Amicale und Oie 
von Beust sprach, auch nicht ohne ver¬ 
steckte Kritik, dass „auch Hamburg sich 
mit der kritischen Aufarbeitung der NS- 
Zeit schwergetan“ hat (er zitierte hier den 
Vorsitzenden der Hamburger 
Kulturbehörde Prof. Granowski bei der 
Einweihung des Dokumentenhauses 
1977). Letztendlich war aber allen Betei¬ 
ligten eine große Erleichterung und 
Dankbarkeit anzumerken, dass die 
Umsetzung nach 55jährigen Bemü¬ 
hungen nun endlich Wirklichkeit wird, 
auch wenn die Zeugen dieser Zeit immer 
weniger werden und es bald niemanden 
mehr geben wird, der die Erinnerung aus 
erster Hand weitertragen kann. Die Ver¬ 
anstaltung schloß mit einer Kranznieder¬ 
legung am Mahnmahl. 

Bericht: Jean, indymedia ■ 

Kontakt: KZ-Gedenkstätte Neuengamme 
Jean-Dolidier-Weg, 21039 Hamburg 
wwwkzgedenkslaelteneuengamrnede, 

Tel. (040) 42896-03. Die Gedenkstätte bietet 
Führungen an. Außerdem gibt es öfters 
Jugendcamps auf dem Gelände. Wer sich 
näher mit der Geschichte des KZ auseinander¬ 
setzen möchte, findet hier ein sehr gutes Buch: 
Hermann Kaienburg, Das Konzentrationslager 
Neuengamme 1938-1945, Dietz, Bonn 1997, 
ISBN 3-8012-3076-7 
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aus der faschistischen presse 


Reaktionen auf die Entlassung Schills 


Junge Freiheit, Nr. 36/03, 29.8.2003 
Chefredakteur Dieter Stein sieht mit der 
„Abservierung Schills“ die Partei „vor 
einem Trümmerhaufen. Wieder schauen 
tausende idealistische Aktivisten, die gut¬ 
gläubig das Parteibuch einer Formation 
erworben haben, die das Wahre, Schöne 
und Gute über diesen Staat bringen woll¬ 
te, in die Röhre. Schills Erben werden 
eine schwere Last tragen, und es ist frag¬ 
lich, ob eine Reorganisation gelingt. Die 
Zerschlagung und das Aufsaugen durch 
die CDU scheint nur noch eine Frage der 
Zeit.“ Dieter Stein stimmt ausdrücklich 
der Kommentierung der taz zu, die vom 
„Selbstzerstörungswillen der deutschen 
Rechtspopulisten“ geschrieben hatte. 
Stein schreibt dann eher grundsätzlich: 

„Solange rechte Alternativen zum 
Establishment scheinbar aus der gesell¬ 
schaftlichen Anonymität kommen 
müssen, solange es eine große Koalition 
prinzipiell gegen Politikansätze jenseits 
der Union - egal, in welcher Form, und 
egal, mit welchem Personal - gibt, so¬ 
lange vor allem die Union selbst jede 
rechte Alternative grundsätzlich verneint, 
wird jede neue Partei vor dem selben 
Schicksal stehen wie die Schill-Partei. Sie 
hat die Medien gegen sich, sie hat die 
maßgeblichen gesellschaftlichen In¬ 
stitutionen gegen sich, sie ist einer Meute 
ausgesetzt, die sie jagt, bis sie erlegt ist. 

Verschärft wird dies jedoch dadurch, 
das jede demokratisch-rechte Formation 
sich auf ein Bürgertum verlässt, das zwar 
besorgt, aber satuiert, politikverdrossen, 
aber feige ist. Solange sich daran nichts 
ändert, hat auch die solideste neue Partei 
keine Chance.“ Die Schill-Partei in 
diesem Zusammengang als „solide“ zu 
umschreiben, spottet doch jeder Realität. 
Es handelt sich doch eher um den 
Größenwahn einer „Führerpartei“, die 


meinte, mit dem Mittel von Erpressung 
im bürgerlichen Lager etwas bewegen zu 
können. jöcl ■ 

Nationalzeitung 36, 29.8.2003 
„Polit-Scharlatan hat ausgespielt“, titelt 
das Blatt und bringt die übliche Kritik am 
politischen Konkurrenten: „Bei der so¬ 
genannten Schill-Partei hat es sich um den 
x-ten Versuch gehandelt, Wähler von den 
richtigen Rechten abzulenken und Pro¬ 
teststimmen via Regierungskoalition den 
Etablierten nutzbar zu machen ... Wer auf 
pseudo-rechte Aussagen solcher Trick- 
Gruppen hereinfällt, wirft seine Stimme 
in den Mülleimer.“ In dem von Schill „als 
Innensenator verantworteten Verfassungs¬ 
schutzbericht wurden die Rechten noch 
gemeiner behandelt als vorher“, wird be¬ 
hauptet. Im Endeffekt, so die NaZe, hätten 
ihm all seine Mätzchen nichts genutzt, er 
sei als Parteivorsitzender abgehalftert, als 
Senator gestürzt, von den Springer- 
Medien wie eine heiße Kartoffel 
weggeworfen worden und der Zerfall 
seiner Partei falle „vom Trab in den 
Galopp“. Für das Blatt hat Schill sein 
„verdientes Ende“ gefunden - wieder ein 
Konkurrent weniger... 

In Nr. 37 vom 5. September wird noch 
mal nachgetreten. Schills Interview, das er 
der „Neuen Rrevue“ gegeben hat, wird 
zitiert, was zugegeben ziemlich 
bezeichnend ist: Schill vermisst seine 
Terminsekretärin, acht Bodyguards und 
sein gepanzertes Dienstfahrzeug. 
Außerdem sahne er immer noch ab: „Drei 
Monate lang bekommt er sein volles Ge¬ 
halt in Höhe von 12500 Euro, an¬ 
schließend zahlt ihm der Steuerzahler 
nach nur knapp zweijähriger Amtszeit 22 
Monate Übergangsgeld (halbes Gehalt). 
Insgesamt wird Schill der Abschied mit 
rund 175000 Euro versüßt“. 


Nation & Europa 9-2003 
„Politik ist ein schmutziges Geschäft“, 
stellt das Blatt fest und tritt als erstes und 
hauptsächlich gegen Oie von Beust: „Of¬ 
fenbar feiert man im Rathaus der altehr¬ 
würdigen Hansestadt den Christopher- 
Street-Day als Dauerparty“. Schills Vor¬ 
gehen wird relativiert, denn - so N&E - 
„erpreßt werden kann bekanntlich nur, 
wer etwas verbergen wollte.“ Wenn Schill 
ein Vorwurf gemacht werden könne, dann 
der, „eine Koalition unter solchen Um¬ 
ständen gebildet zu haben.“ Das Problem 
der Schill-Partei liege darin, mitzumachen 
anstatt zu opponieren. Zitat: „Schill ließ 
sich vereinnahmen, scheiterte an den 
Spielregeln und wurde ausgespuckt. 
Dabei konnten sich seine Leistungen 
durchaus sehen lassen: Im Vergleich zum 
Vorjahr sank die Krimnalitätsrate 2002 in 
Hamburg um 15,5 Prozent. Deshalb 
freuen sich über Schills Sturz nicht nur 
Rote und Schwarze, Schwule und Lesben, 
sondern vor allem - Verbrecher.“ 

u.b. ■ 

NPD gründet 
Bundeswehrsportgruppe 

Die NPD arbeitet am Aufbau eines 
„Bundesordnungsdienstes“. Dieser soll 
„bundesweit für Disziplin und Sicherheit 
bei Kundgebungen und Demonstrationen 
des nationalen Widerstandes“ sorgen und 
durch „entschlossenes, sicheres und dis¬ 
zipliniertes Auftreten“ anderen 
„Kameraden Beispiel und Vorbild sein“. 
Vollmundig wird im NPD-Bundesorgan 
„Deutsche Stimme“ erklärt: „Auf 
Bundes- und Länderebene garantieren wir 
auf zahlreichen Saal- und Großver¬ 
anstaltungen der NPD für den Schutz und 
die ungestörte Ruhe der Veranstaltungs¬ 
teilnehmer. Wir übernehmen die Ab¬ 
sicherung der Veranstaltung vom Treff¬ 
punkt bis zum Veranstaltungsende.“ 
Gesucht für den „Bundesordnungsdienst“ 
werden Kameraden im Alter zwischen 18 
und 30 Jahren. Voraussetzung für po¬ 
tentielle Bewerber: Sie müssen sich „in 
die Gemeinschaft einfügen und bereit 
sein“, ihre „Leistungsfähigkeit stets zum 
Nutzen aller zu verbessern.“ Weiter heißt 
es: „Der Bewerber erkennt die Grundlage, 
unserer nationalistischen Weltanschauung 
an. Er ist bereit, nach diesen Grundsätzen 
sein Leben auszurichten.“ 

Zu kontaktieren ist der NPD-Bundes- 
ordnungsdienst über die Postfachadresse 
1871 in Lüneburg. Diese ist identisch mit 
dem u.a. von Manfred Börm betriebenen 
rechtsextremen „Arbeitskreis für Kultur 
und Geschichte“. Der verurteilte Rechts¬ 
terrorist und NPD-„Ordnungsdienstleiter“ 
Börm ist Mitglied des niedersächsischen 
NPD-Landesvorstandes und des NPD- 
Bundes Vorstandes. Er war einst 

„Gauleiter Nord“ der „Wiking-Jugend“. 
am in: Archiv-Notizen August 2003, 
DISS Duisburg ■ 
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